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Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

3 Strategie ohne Mittel, Planung ohne Termin – Landeswasserstrategie 
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Der Ausschuss stimmt dem Antrag Drucksache 18/13163 mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP gegen die Stimme der AfD-Fraktion zu. 

Der Ausschuss lehnt den Entschließungsantrag Drucksache 
18/13278 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der 
SPD-Fraktion ab. 
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5 Tierheime stärken statt behindern – Bürokratie abbauen, Bau und 

Betrieb erleichtern 26 

Antrag 
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Der Ausschuss kommt überein, zu dem Antrag zu Beginn des 
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– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion ab. 
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lich sicherstellen! 29 
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Der Ausschuss kommt überein, 2026 eine Anhörung zu dem 
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Nordrhein-Westfalen und den Niederlanden abbauen 30 
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– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und FDP ab. 

9 Monate nach den Razzien: Wie ist der Stand der Ermittlungen zu 
mutmaßlich illegalen Verklappungen verseuchten Materials? 32 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4520 
Vorlage 18/4647 (Neudruck) 

In Verbindung mit: 

10 Gefahr erkannt, aber ist die Gefahr auch gebannt? Was tut die Landes-
regierung, um Mensch und Natur im NRW-Giftmüllskandal zu schützen? 
(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 1]) 32 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4606 

– Wortbeiträge 

11 Herbst der Entscheidungen: Passt die Landesregierung ihre LEADER-
Regeln doch an? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 2]) 38 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4626 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

12 Lebensmittelkontrollen in NRW – Wie schützt die Landesregierung 
Verbraucherinnen und Verbraucher? (Bericht beantragt von der Fraktion 
der SPD [siehe Anlage 3]) 39 
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der Landesregierung 
Vorlage 18/4624 

– Wortbeiträge 
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13 Verschiedenes 43 

hier: Terminierung der Anhörung zu dem Antrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/15916 „Gefahr für Mensch und Umwelt bekämp-
fen – Nordrhein-Westfalen braucht wirksame Rattenbekämpfung“ 

* * * 
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1 Aktuelles Seuchengeschehen (fortlaufende Berichterstattung) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4531  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill verweist auf die im Ausschuss getroffene Vereinba-
rung, zu jeder Sitzung einen Bericht über das aktuelle Seuchengeschehen zu erbitten. 

StS Dr. Martin Berges (MLV) berichtet:  

Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine sehr geehrten 
Abgeordneten! Ein kurzes Update zum Thema „Seuchengeschehen in Nordrhein-
Westfalen“, das erwartungsgemäß nach wie vor virulent ist. Wir diskutieren heute 
drei unterschiedliche Erkrankungen.  

Eine davon ist die Afrikanische Schweinepest. Nach den aktuellen Zahlen mit Stand 
vom 8. Dezember 2025 haben wir in den Kerngebieten der Kreise Olpe und Siegen-
Wittgenstein insgesamt 262 positive Fälle. Sie alle sind innerhalb des Kerngebietes 
aufgetreten, sodass wir es nach wie vor mit einem in sich gebundenen Seuchenge-
schehen zu tun haben. Die Kerngebiete sind inzwischen in einer Länge von 186 km 
umzäunt worden. Ein Drittel der dort gebauten Zäune ist zusätzlich elektrifiziert wor-
den, sodass wir einen weiteren Schutz haben. 

Aufgrund eines Verdachtsfalles im Kreis Olpe wurde das dortige Kerngebiet in der 
vergangenen Woche um insgesamt 435 Hektar erweitert, also in Richtung Westen 
ergänzt. Die Zaunbaumaßnahmen dazu laufen bereits und werden Ende dieser Wo-
che abgeschlossen sein. Hintergrund ist folgender: Am 1. Dezember 2026 wurde im 
Kreis Olpe ein frisch totes ASP-positives Wildschwein 2 m außerhalb des Zaunes 
zwischen Albaum und Kirchhundem gefunden.  

Wie kam das Tier dorthin? Wir hatten das Gebiet bekanntlich umzäunt, Straßen 
dabei jedoch ausnehmen müssen. Eine Kreisstraße führt durch das Gebiet. Die 
Straßen werden in einem solchen Fall nach innen mit einem Zaun eingehegt, so-
dass die Wildschweine sehr lange über die Straße gehen müssten, um herauszu-
kommen. Bisher war es daher auch nicht passiert.  

In diesem Fall ist ein Schwein offensichtlich über die Straße ausgebüxt und wurde 
direkt am Zaun gefunden. In der Konsequenz wurde das Kerngebiet um 435 Hektar 
angepasst. Ich will aber noch einmal wiederholen: Es hat sich alles direkt am Zaun-
gebiet abgespielt.  

Die Kerngebiete bzw. die betroffenen Kreise setzen die Bejagungskonzepte weiter-
hin sehr konsequent um. Im Kerngebiet erfolgen intensive Ansitzjagden. Darüber 
hinaus gibt es revierübergreifende Drückjagden außerhalb des Gebietes. Aufgrund 
der saisonalen Wetterbedingungen und der nachlassenden Eichelmast – Sie werden 
sich erinnern; wir haben es mehrmals angesprochen – werden inzwischen auch die 
aufgestellten Fallen gut angenommen. Aktuell sind insgesamt 13 Fallen in diesen 
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Regionen im Einsatz, und es werden weitere Standorte ausgewählt. Die Fallen werden 
gekirrt, damit die Tiere sie annehmen und dann entnommen werden können.  

Stand heute weist das Monitoring insgesamt 25.400 in Nordrhein-Westfalen unter-
suchte Wildschweine aus. Falls an anderer Stelle auch etwas aufkommt, soll das 
Monitoring uns dies aufzeigen. Unser Landeslabor untersucht nach wie vor eine 
beachtliche Anzahl an Proben auf ASP. Diese waren mit Ausnahme der vorhin ge-
nannten innerhalb des Kerngebietes negativ.  

Die zweite Tierseuche ist die Geflügelpest. Ich möchte eingangs auf die Ausführung 
der Ministerin in der vorherigen Sitzung hinweisen, die ganz besonders auf die 
Wichtigkeit von Biosicherheitsmaßnahmen und auf die entsprechende Vereinba-
rung mit den Verbänden sowie auf die Stallpflicht eingegangen ist. Dazu gibt es im 
Prinzip keine neuen Erkenntnisse. Die Situation ist unverändert. 

In Nordrhein-Westfalen sind in der aktuellen Geflügelpestsaison bislang 86 Haus-
geflügelbestände von bestätigten Fällen betroffen. Wir haben einen weiteren Ver-
dachtsfall im Kreis Viersen in einem Kleinstbestand. Alle Bestände wurden zeitnah 
nach dem Nachweis getötet und unschädlich beseitigt. Die betroffenen Kreise ha-
ben entsprechende tierseuchenrechtliche Maßnahmen ergriffen. In solchen Fällen 
werden unter anderem Restriktionsgebiete eingerichtet. Das wissen Sie. 

Seit dem 1. Oktober 2025 hat es entsprechende Nachweise auch in der Wildvogel-
population gegeben: Wir liegen inzwischen bei über 200 Nachweisen der HPAI. In-
zwischen gibt es auch zehn weitere Verdachtsfälle, hauptsächlich Wildgänse und 
Kraniche, vereinzelt auch Greifvögel, Schwäne, Wildenten, Graureiher, Möwenvö-
gel, Drosselvögel, Rabenvögel und einen Kormoran. In der Wildvogelpopulation ist 
es also weit verbreitet. 

Zum Verfahren selbst stehen wir mit den übrigen Bundesländern und dem Friedrich-
Löffler-Institut im Austausch. Wir stimmen unser Vorgehen ab und werden dies auch 
weiterhin tun.  

Zur dritten Tiererkrankung, der Blauzungenkrankheit. Sie werden es mitbekommen 
haben: Die Blauzungenkrankheit hat uns auch 2023 ziemlich getroffen. Damals 
wurde das BTV-3-Virus nachgewiesen, und wir haben das Geschehen dank zahlrei-
cher Impfungen in den Griff bekommen.  

Anfang Oktober 2025 wurde der Nachweis des BTV-8-Virus in Baden-Württemberg 
bekannt. Es gab inzwischen 16 Nachweise zu diesem Virustyp, vor allem in Süd-
deutschland. Allerdings ist jetzt auch ein Fall in Rheinland-Pfalz aufgetreten. Dieser 
strahlt aufgrund des Restriktionsgebietes mit einem Radius von 150 km bis nach 
Nordrhein-Westfalen hinein. Damit sind weite Teile des Regierungsbezirks Köln und 
der südliche Teil des Regierungsbezirks Düsseldorf ebenfalls von einer Restrikti-
onszone betroffen, was Konsequenzen für die Betriebe hat.  

Allerdings kennen die Betriebe die Bedingungen, die zu erfüllen sind, um Tiere aus 
der Restriktionszone zu verbringen, sodass wir die Lage dort zwar beobachten, im 
Moment jedoch keine angespannte Situation sehen. Anders als 2023 steht uns 
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heute für BTV-8 ein zugelassener Impfstoff zur Verfügung, der zusätzliche Verbrin-
gungsoptionen eröffnet.  

Angesichts der Witterung mit ein paar Tagen kalten Wetters – auch wenn es heute 
einen etwas anderen Eindruck erweckt – verbreitet sich das Virus nur ausgesprochen 
langsam, weil Gnitzenflüge im Prinzip nicht mehr stattfinden. Insofern kann auch 
eine weitere Übertragung über Gnitzen im Moment so gut wie ausgeschlossen wer-
den, es sei denn, diese werden über Tiere verbracht. Von Tier zu Tier geht das Virus 
eben nicht über.  

Es ist allerdings zu erwarten, dass der Serotyp 8 sich mit Beginn der wärmeren 
Jahreszeit im nächsten Jahr doch wieder weiter verbreiten wird, sobald die Gnitzen-
aktivitäten zunehmen. Impfungen werden daher bedeutsam, und zwar nicht nur vor 
dem Hintergrund von Handelserleichterungen, sondern auch, um schwere Krank-
heitsverläufe zu vermeiden. Dafür spricht die Erfahrung mit BTV-3. Daher raten wir 
aus Gründen des Tierschutzes sowohl zur BTV-3- als auch zur BTV-8-Impfung. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD) bezieht sich auf die Anmerkung des Staatssekretärs, 
das 2 m hinter dem Zaun gefundene frisch tote Stück Schwarzwild habe sich über die 
Straße weiterbewegt, und fragt, wie häufig solche Funde außerhalb der Zäune nach 
Ansicht der Landesregierung auftreten könnten – immerhin berge dies die Gefahr, 
dass die Afrikanische Schweinepest auch außerhalb der Kerngebiete verbreitet werde 
– und ob die Kerngebiete möglicherweise erneut erweitert werden müssten. 

Zudem interessiere sie der Fortgang und der Erfolg der Jagdbemühungen. Ortsansäs-
sige Bauern bzw. andere Kontaktpersonen in den betroffenen Kreisen berichteten, die 
Jagd laufe nicht besonders gut. Sie bitte die Landesregierung daher um Zahlen zu den 
nach deren Aussage konsequent umgesetzten Bejagungskonzepten, die bisher nicht 
vorgelegt worden seien.  

Die Landesregierung habe zudem berichtet, bei 13 der Ringkäfige seien bereits Er-
folge erzielt worden. Daher gehe sie davon aus, dass Zahlen dazu vorlägen, wie viele 
Schweine bereits erlegt worden seien.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) fragt, ob die von der Ministerin in vorhergehenden Sit-
zungen als Option genannten Drohneneinsätze zur Ortung von Schweinepopulationen 
sowie der Einsatz von Berufsjägerinnen und -jägern nun tatsächlich stattfänden. Zu-
dem hätte er gern Informationen zu den Schwarzwildschäden im Grünland der Region.  

Dietmar Brockes (FDP) bittet darum, dem Ausschuss den Sprechzettel der Landes-
regierung zur Verfügung zu stellen.  

StS Dr. Martin Berges (MLV) verweist bezüglich des Sprechzettels auf die Veröffent-
lichung der einzelnen Zahlen auf den Internetseiten des Landes. Er selbst verfüge an-
gesichts der aktuellen Lage hauptsächlich über handschriftliche Notizen dazu. 
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Die drohnenunterstützte Jagd sollte ursprünglich Anfang 2026 beginnen, aktuell ar-
beite die Landesregierung an dem entsprechenden Konzept. Er gehe davon aus, dass 
die Drohnen noch 2025 starteten, falls dadurch Schwarzwildpopulationen erkannt und 
gezielt bejagt werden könnten. Leerflüge halte er dagegen nicht für sinnvoll.  

Bezüglich der Funde außerhalb des Kerngebietes merkt er an, die Umzäunung mit 
einem Festzaun biete einen sehr guten, jedoch keinen hundertprozentigen Schutz. Die 
Straßen würden derart eingekeilt, dass Tiere nicht ohne Weiteres darüber liefen oder 
entwichen. Die Zäune würden auch regelmäßig überwacht und abgefahren sowie un-
ter anderem mit einer Suchhundestaffel untersucht, um sie auf Durchbrüche zu prüfen. 
Zudem leiste das Land Rheinland-Pfalz Unterstützung. Dank dieser Unterstützung sei 
das frisch tote Tier frühzeitig entdeckt worden.  

Die Landesregierung könne einzelne Funde außerhalb des Kerngebietes nicht aus-
schließen, hoffe jedoch, dass diese so wie in diesem Fall direkt am Zaun aufträten und 
schnell eingehegt werden könnten. Dies werde im Einzelfall wie bei dem aktuellen 
Fund möglicherweise dazu führen, dass das Kerngebiet angepasst und der Zaun et-
was anders zugeschnitten werden müsse. Im aktuellen Fall sei der Zaun, zur Erweite-
rung des Kerngebiets um 435 Hektar, verlängert worden.  

Zahlen zu den in der Region insgesamt eingesetzten Fallen habe er soeben genannt. 
Bisher sei die Fallenjagd wegen der starken Eichelmast nicht sehr erfolgreich verlaufen. 
Seit der Änderung der Witterung werde sie jedoch gut angekommen und funktioniere.  

Bezüglich der Einzelzahlen zu den Entnahmen in der Region verweise er auf die Aus-
sagen der Ministerin in der vorhergehenden Sitzung. Die Landesregierung fordere die 
tagesaktuelle Meldung aller Funde an jeder Stelle derzeit nicht ein. Sobald sie jedoch alles 
zusammengetragen habe und plausible Zahlen vorlägen, werde sie den Ausschuss 
gerne über die Einzelentnahmen in der Schutzzone und im Kerngebiet informieren.  

Tatsächlich bestehe ein Entschädigungsanspruch, falls Wildschäden aufträten. Die 
Kreise nähmen diese Schäden auf und leiteten dann das Erstattungsverfahren ein. 

MDgt Michael Hülsenbusch (MLV) ergänzt, die Frage der Wildschadensentschädi-
gung gestalte sich aufgrund der Entschädigungstatbestände im Tiergesundheitsge-
setz juristisch anspruchsvoll. Zudem müssten in unterschiedlichen Situationen der 
Tierseuchenbekämpfung verschiedene Sachverhalte dargelegt werden.  

So könne bei Geltung eines absoluten Jagdverbots wie in den ersten Wochen des 
ASP-Ausbruchs unter Umständen nichts gegen Wildschäden unternommen werden. 
In der zweiten Phase sei eine eingeschränkte Jagd möglich, und dies erschwere die 
Ermittlung von Wildschäden.  

Aktuell, in der dritten Phase, würde jeder einen Rückgang erwarten, weil eine ver-
stärkte Bejagung angeordnet worden sei. Auch diese unterliege jedoch gewissen Ein-
schränkungen. So sollte zum Beispiel in den Zaunbereichen nicht gejagt werden, um 
das Niedertrampeln der Zäune durch panische Wildschweine zu verhindern. Auch 
Jagd in den Fallenbereichen bleibe schwierig, weil dort Ruhe herrschen sollte, damit 
die Wildschweine in die Fallen gingen. 
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Das MLV habe sich mit den Kreisen zusammen um eine praktikable Lösung für die 
Entschädigung von Wildschäden bemüht, die sich nun in der Praxis bewähren müsse. 
Seiner Erinnerung nach sei am Vortag ein Erlass an die Kreise verschickt worden, 
durch den die Abwicklung der Wildschadensentschädigung deutlich vereinfacht werde.  

Das Dreiecksverhältnis zwischen Eigentümern, Waldbesitzern, Jagdausübungsbe-
rechtigten und entschädigungspflichtigem Kreis sei dabei in ein bipolares Verhältnis 
umgewandelt worden. Die Ansprüche müssten nicht mehr hin- und her getauscht wer-
den, sondern die Geschädigten könnten nun direkt auf den Kreis zugehen, der in die 
Lage versetzt worden sei, niederschwellig Entschädigungszahlungen vorzunehmen. 
Derzeit werde damit gerechnet, dass dieses Verfahren angenommen werde.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) fragt, ob er die Ausführungen der Landesregierung richtig 
verstanden habe und die geschädigten Landwirte sich nun bei Grünlandschäden direkt 
an den Kreis wenden könnten, ohne den Jagdpächter oder die Jagdgenossenschaft 
mit einzubeziehen.  

MDgt Michael Hülsenbusch (MLV) bestätigt dies.   
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2 Gesetz zur Änderung von Vorschriften zum Schutz der Bevölkerung vor 

sehr giftigen Tieren  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 18/15792  

Ausschussprotokoll 18/1079 (Anhörung vom 01.12.2025)  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 08.10.2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Heute sollen die Auswertung der Anhörung sowie die 
abschließende Beratung und Abstimmung stattfinden. Beim Ausschusssekretariat sind 
keine Änderungsanträge zu dem Gesetzentwurf eingegangen. Gibt es Wortmeldun-
gen? – Herr Brockes, bitte.  

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! In der äußerst interessanten Anhörung zu diesem Gesetzentwurf der Landes-
regierung am vergangenen Montag ist sehr deutlich geworden, dass dieses Gesetz in 
dieser Form nicht beschlossen werden darf. Das war die breite Meinung der Sachver-
ständigen und auch der weiteren Zuschriften, die wir erhalten haben.  

Professor Dr. Dr. Tade Matthias Spranger hat unter anderem ausgeführt, das Gesetz 
agiere im luftleeren Raum, da keine belastbaren Datengrundlagen seitens des Minis-
teriums vorlägen. Es fehlten systematische Erhebungen zu Entweichungs- und Scha-
densfällen sowie Auswertungen, was wissenschaftliche Literatur oder auch Fachsta-
tistiken angehe. Nach Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sind solche 
Daten zwingend erforderlich, um Grundrechtseingriffe, wie sie hier vorgenommen wer-
den, zu rechtfertigen.  

Bisher hat die Landesregierung in der Evaluierung keine relevanten Schadensfälle vor-
gelegt. Wir reden hier über massive Grundrechtseinschränkungen. Es geht um den Arti-
kel 2 des Grundgesetzes, also die allgemeine Handlungsfreiheit, Artikel 13, die Unver-
letzlichkeit der Wohnung, Artikel 14, die Eigentumsgarantie, und Artikel 12, die Berufs-
freiheit. Auch Artikel 5 Absatz 3, die Wissenschaftsfreiheit, wird hier stark einge-
schränkt – um nicht „verletzt“ zu sagen. Denn auch viele private Wissenschaftler liefern 
wichtige Erkenntnisse, gerade zur Biodiversität und Artenvielfalt.  

Der Staat hat eine Bringschuld, wenn er solche Eingriffe vornimmt, und müsste die 
Rechtfertigungsgründe vorlegen. Dies ist leider nicht der Fall. Der Sachverständige hat 
es wie folgt zusammengefasst: Es braucht konkrete Gefahren, nicht nur abstrakte Ri-
siken, um hier so vorzugehen.  

Zu den Vorfällen. Das Gesetz ist damals nach dem Sommerlochthema, dem Vorfall 
mit der Monocle-Cobra in Herne, aufgesetzt worden, bei dem es keine Verletzten 
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gegeben hatte. Auch ansonsten gibt es keine Entweichungsfälle. Die Schadensfälle lie-
gen unterhalb der Nachweisbarkeitsgrenze. Wenn dem Ministerium dazu andere Daten 
vorliegen, sollten Sie uns diese zur Verfügung stellen, Herr Staatssekretär. Auch bei 
der Vogelspinne, die immer wieder genannt wird, gibt es weltweit drei dokumentierte 
Bissvorfälle in 30 Jahren.  

Durch das Gesetz werden zudem viele Leute in die Illegalität gedrängt. Dies verbessert 
die Gefahrenlage in keiner Weise. Sicherlich interessiert das Thema nicht die breite 
Masse der Bevölkerung, aber wir reden hier über Grundrechtseinschränkungen. Dabei 
gilt: Man muss abwägen, ob statt eines Totalverbots, wie es mit diesem Gesetz ver-
hängt wird, nicht mildere Maßnahmen getroffen werden können. Diese gibt es: Erlaub-
nisvorbehalte statt Verbote, Sachkundenachweise für Halter, Versicherungspflicht mit 
hoher Deckungssumme, technische Anforderungen an die Haltung und auch regelmä-
ßige Kontrollen. All dies hat die Landesregierung jedoch nicht abgewogen.  

Neben dem zitierten Rechtswissenschaftler hat ein weiter Sachverständiger dies deut-
lich gemacht. Kreisveterinär Dr. Nieters sagte: Ein Gesetz ist notwendig, ein Totalver-
bot jedoch verfassungsrechtlich und praktisch nicht gerechtfertigt. Nur eine Haltung 
unter strengen Auflagen erfüllt Sicherheitsinteressen und Grundrechte.  

Uns sind weitere Stellungnahmen zugegangen, etwa vom Bundesverband für fachge-
rechten Natur-, Tier- und Artenschutz oder der Deutschen Gesellschaft für Herpetolo-
gie und Terrarienkunde. Einzig die Vertreterin von Pro Wildlife hat sich für das Gesetz 
ausgesprochen. Doch auch sie hat auf Nachfrage des Kollegen Hansen keine Belege 
dafür liefern können, dass der Import von Gifttieren zugenommen hätte. Laut den Da-
ten von Pro Wildlife ist sogar das Gegenteil der Fall.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen gerade auch der Koalitionsfraktionen, ich würde Ihnen 
empfehlen, das Gesetz heute nicht zu entfristen, sondern die Frist stattdessen um ein 
Jahr zu verlängern. Dann liefe Ende des Jahres nichts aus, der bisherige Sachstand 
bliebe erst einmal erhalten, und im Jahresverlauf könnten alle Belege erbracht werden, 
die notwendig wären, um solche massiven Eingriffe vorzunehmen.  

Dann könnte die Entfristung erfolgen oder eben ein Gesetz verabschiedet werden – 
dies wäre meines Erachtens notwendig –, das maßvollere Punkte enthält, wie ich sie 
soeben ausgeführt habe und wie sie auch die Sachverständigen in der Anhörung ge-
nannt hatten. Dies würde der Sache gerecht. Wenn Sie bei diesem Gesetzentwurf 
bleiben, können wir diesen ansonsten nur ablehnen.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Wir alle waren zusammen in der Anhörung, und ich bin ein 
bisschen überrascht, mit welchem Ergebnis Sie da rausgegangen sind. Den Kreisve-
terinär des Kreises Coesfeld habe ich nicht so eindeutig erlebt wie Sie. Es war der 
Sachverständige Professor Spranger, der sehr deutlich aus einer Rechtsposition her-
aus argumentiert hat.  

Ich habe das Gesetz damals – da waren Sie in der Koalition mit der CDU-Fraktion und 
wir in der Opposition – begrüßt und hätte mir gewünscht, dass es auf alle Gefahrtiere 
und nicht nur auf Gifttiere – das halte ich für einen Fehler – gemünzt worden wäre. Ich 
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schätze das Recht des Menschen auf Unversehrtheit als deutlich höher ein als das 
Recht darauf, giftige Tiere halten zu können. Aber das müssen andere vor Gericht 
entscheiden, und dann ist das so.  

Ich kann mich gut an den Fall erinnern, den Sie vorhin erwähnten. Vor diesem Hinter-
grund ist die Debatte damals entbrannt. Ich denke dabei auch ein bisschen an die 
Feuerwehrleute, Polizisten, Rettungskräfte und alle, die damit außerdem konfrontiert 
sind, und finde jede Anstrengung richtig, Menschen davor zu schützen, dass andere 
ein Hobby ausüben, das sie in Gefahr bringen kann. Deshalb werden wir dem Gesetz 
heute auch zustimmen.  

Ich möchte mit einem ausdrücklichen Dank an den Sitzungsdokumentarischen Dienst 
dafür schließen, dass das Protokoll der Anhörung so schnell erstellt wurde.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Dem kann ich mich nur anschließen. – Markus Höner, 
bitte sehr.  

Markus Höner (CDU): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Lieber Norwich, du hast mir etwas vorweggenommen, mit dem auch ich 
einsteigen wollte, nämlich mit dem Dank an den Sitzungsdokumentarischen Dienst. 
Wir sind sehr froh, dass wir heute überhaupt in der Lage sind, so über diesen Tages-
ordnungspunkt zu sprechen.  

Wir alle haben das Lied gehört, das Dietmar Brockes soeben gesungen hat. Das kann 
man sicherlich so machen. Als wir das Gifttiergesetz seinerzeit eingeführt haben, war 
die FDP allerdings ebenso in Verantwortung. Jetzt von Grundrechtseinschränkungen 
zu sprechen, halte ich schon für etwas schwierig. Sollte es Belege für massive Eingriffe 
geben, habe ich diese aus der Anhörung nicht ableiten können.  

Für meine Fraktion kann ich Folgendes sagen: Wenn ich darauf zurückblicke, welche 
Funde in Deutschland vorkamen und welche Vorfälle es in den vergangenen Jahren 
mit Gifttieren gegeben hat, darunter Bissvorfälle mit Giftschlangen, bei denen Men-
schen mit Hubschraubern in Kliniken geflogen werden mussten, dann bin ich bei den 
Ausführungen meines Vorredners. Dieser hat soeben deutlich gesagt: Das ist ein Hobby, 
das nicht nur den Halter an sich, sondern darüber hinaus auch die Bevölkerung in 
Gefahr bringt. Wir müssen die Bevölkerung meiner Meinung nach ein Stück weit davor 
schützen und werden diesem Gesetzentwurf daher auch genauso zustimmen.  

René Schneider (SPD): Ich hätte nicht gedacht, dass ich CDU und Grünen so schnell 
würde zustimmen müssen. Genauso ist es aber. Wir reden über einen Gesetzentwurf, 
der meines Wissens 180 Eigentümerinnen und Eigentümer von Gifttieren in Nordrhein-
Westfalen betrifft. Das allein ist schon ein einziger Irrsinn. Aber lieber Dietmar Brockes, 
ich kann ehrlicherweise nicht nachvollziehen – ich bin damit in Nordrhein-Westfalen 
vermutlich auch nicht allein –, warum ein Mensch giftige Tiere bei sich zu Hause halten 
soll. Das verstehe ich nicht und will es auch nicht, weil davon eine Gefahr ausgeht, wie 
es die Kollegen bereits gesagt haben.  
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Übrigens schränken wir auch den Waffenbesitz ein. Für den einen oder anderen ist es 
vielleicht auch ein Nice-to-have, eine Waffe in der Tasche zu haben, aber nicht jeder 
sollte dies dürfen. Deswegen halte ich es auch nicht für einen Eingriff in irgendwelche 
Grundrechte, sondern für gut, dass wir das tun. So etwas braucht kein Mensch. 

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank für die Ausführungen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Ich bin etwas verwundert, lieber Norwich Rüße. Auch ich möchte mich dafür 
bedanken, dass das Protokoll so schnell vorgelegt wurde. Du hast es jedoch anschei-
nend nicht gelesen. Dies gilt insbesondere für die von Herrn Dr. Nieters genannten 
Punkte. Er hat das Gesetz begrüßt, aber klar gesagt, dass es so nicht gerechtfertigt 
ist, und zwar in einer solchen Deutlichkeit, dass die Unionskollegen über die Aussagen 
des Sachverständigen merklich überrascht waren 

Er hat deutlich gemacht, welche Punkte im Gesetz fehlen: Es gebe keinen Sachkun-
denachweis, keine geprüften Ausbruchssicherheitsmaßnahmen, keinen Notfallplan für 
Bissfälle, keine Vorschriften zur sachkundigen Vertretung. Ich könnte noch Weiteres 
aufführen, schenke es mir aber. Die Deutlichkeit war da.  

Man muss auch nachfragen: Was für ein Rechtsverständnis spricht aus Ihren Aussa-
gen? Wir sind ein Rechtsstaat, und es gilt erst einmal die Freiheitsvermutung. Das 
heißt: Risiken allein rechtfertigen kein polizeirechtliches Vorgehen. Sie können Ihre 
innenpolitische Kollegin gerne einmal darauf ansprechen. Diese wird Ihnen das mit 
Sicherheit bestätigen.  

Es braucht nämlich konkrete Gefahren und nicht nur abstrakte Risiken. All das, was 
Sie unter anderem über Sanitäter geschildert haben, sind jedoch abstrakte Risiken. Es 
gibt keine Belege dafür, dass es hier in Nordrhein-Westfalen dadurch bisher zu mas-
siven Problemen gekommen wäre.  

Lieber Kollege Schneider, ich fand es sehr bedauerlich, dass die SPD-Fraktion gar 
nicht an der Anhörung teilgenommen hat. Sie haben das Beispiel „Waffenrecht“ bzw. 
„Waffenbesitz“ gebracht. Genau das ist ein Beispiel dafür, das etwas zwar erlaubt ist, 
aber in Teilbereichen eingeschränkt wird, und zwar bei Personen, die wir nicht für … 
Genau dieser Ansatz müsste bei dem vorliegenden Gesetz eigentlich auch greifen, 
nämlich kein generelles Verbot, sondern eine Zulassung mit entsprechenden Aufla-
gen. Mit dieser Argumentation müssten Sie mir eigentlich zustimmen.  

Es wurde mehrfach erwähnt, dass das Gesetz damals unter Mitwirkung der FDP be-
schlossen wurde. Ja, und wir hatten schon damals Bedenken. In einer Koalition trifft 
man auch schon einmal Entscheidungen, hinter denen man nicht zu 100 % steht. Ge-
nau deshalb ist eine Frist von fünf Jahren eingeführt worden: Wir haben gesagt: Nach 
fünf Jahren wollen wir eine Evaluierung des Gesetzes durch das Ministerium. Diese ist 
nicht erfolgt. Deshalb ist es völlig falsch, das Gesetz jetzt zu entfristen.  

StS Dr. Martin Berges (MLV): Herr Abgeordneter Brockes! Meine Damen, meine Her-
ren! Natürlich gibt es einen Abwägungsprozess, wenn man derart in Grundrechte ein-
greift. Das ist damals und auch jetzt im Wege der Evaluierung passiert. Aus den 
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Äußerungen in der Anhörung bzw. im Protokoll habe ich mitgenommen, dass schon 
ein Risiko besteht, wenn giftige Tiere gehalten werden, und zwar ein erhebliches.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Autofahren ist auch ein Risiko!) 

– Ja, deswegen gibt es eine Versicherungs- und eine Führerscheinpflicht. Dem einen 
oder anderen wird der Führerschein sogar abgenommen, wenn er nicht zuverlässig 
ist. So etwas ist jedoch ein völlig anderer Rechtsbereich. Damit würde ich diese Dis-
kussion nicht belasten wollen, weil wir gar nicht darüber reden, dass jeder ein Gifttier 
hat oder hält, sondern es um Einzelfälle geht.  

Es geht auf jeden Fall ein Risiko davon aus. Die Frage der Verhältnismäßigkeit eines 
solchen Haltungsverbotes ist geprüft worden. Man kann fragen, ob in den vergange-
nen fünf Jahren mehr hätte passieren müssen, um es guten Gewissens zu verlängern, 
aber auch, ob das Gesetz nicht tatsächlich den Effekt hatte, das Risiko einzuschränken.  

Wir sind der festen Überzeugung, dass es richtig ist, hier in dieser Form für Klarheit zu 
sorgen, keine Ausnahmen zuzulassen, so wie es vorhin mitunter vorgeschlagen 
wurde, und auch kein aufwendigeres zusätzliches Verfahren für Tiere zu schaffen, die 
es hier nicht gibt und die hier nicht heimisch sind, die aber ein großes Gefährdungs-
potenzial bergen.  

MDgt Michael Hülsenbusch (MLV): Herr Abgeordneter Brockes, Sie haben angedeu-
tet, dass eine Evaluierung des Gesetzes durch das zuständige Haus nicht stattgefunden 
habe. Das stimmt nicht. Wir haben sehr viel Mühe und Aufwand betrieben, um eine 
Evaluierung durchzuführen. Sie ist Bestandteil der Gesetzesbegründung für das Än-
derungsgesetz geworden. Dort kann man nachlesen, wie unser Evaluierungsergebnis 
ausgefallen ist.  

Bitte gestatten Sie mir noch die ein oder andere Anmerkung zu der Einschätzung von 
Professor Spranger in der Sachverständigenanhörung. Professor Spranger hat seine 
Rechtsauffassung sehr selbstbewusst und pointiert vorgetragen, jedoch erst auf Nach-
frage eingeräumt, dass er sich mit dieser Rechtsauffassung zumindest bei dem ver-
waltungsgerichtlichen Verfahren, das durchgeführt wurde, überhaupt nicht durchset-
zen konnte.  

Nicht nur der Gesetzgeber hat seinerzeit in der Gesetzesbegründung sehr viel Auf-
wand betrieben, um die Grundrechtseingriffe darzustellen und zu rechtfertigen. Auch 
das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, das sich vor Kurzem mit diesen Fragen befasst 
hat, hat die Argumente, die Herr Professor Spranger in der Sachverständigenanhörung 
eingebracht hat, sehr ausführlich rechtlich gewürdigt und ist nicht zu der Auffassung 
gelangt, dass erst einmal konkrete Gefahren vorhanden sein müssten.  

Allgemein ist bekannt, dass der Gesetzgeber über einen sehr weiten Einschätzungs- 
und Prognosespielraum verfügt, wenn er gefahrenabwehrrechtliche Materien regelt. 
Von diesem Einschätzungs- und Prognosespielraum hat der nordrhein-westfälische 
Gesetzgeber unserer Meinung nach zu Recht Gebrauch gemacht.  
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Der Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu den gefährli-
chen Hunden ist ebenfalls vom Verwaltungsgericht gewürdigt worden. Eine Vergleich-
barkeit der Sachverhalte wurde schlichtweg abgelehnt. Das leuchtet auch ein. Ein ge-
fährlicher Hund, den man jeden Tag Gassi führen muss, ist etwas anderes als eine 
winzige, kleine Kreatur, die aber über ein extrem hohes Giftpotenzial verfügt. Diese 
Dinge kann man überhaupt nicht vergleichen.  

In der Tat gibt es Schadensfälle aus der jüngsten Zeit. In Sommer diesen Jahres ist in 
Kaiserslautern in Rheinland-Pfalz ein Besucher einer privaten Gifttierhaltung gebissen 
worden. Es ist nur dem Glück zu verdanken, dass er überlebt hat. Uns liegt eine Liste 
vor, die bis 2010 zurückgeht. Dort sind einige Vorfälle aufgeführt. Das ist also nicht 
einfach so im luftleeren Raum konstruiert, sondern dahinter verbirgt sich wirklich ein 
Gefahrenpotenzial.  

Wenn Herr Dr. Nieters aus seiner persönlichen Sicht auf die Dinge die Auffassung 
vertritt, ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt sei das allein Seligmachende, muss man 
dem widersprechen. Erklärtes Ziel des Landesgesetzgebers war es doch, die Zahl der 
Haltungen sehr giftiger Tiere möglichst klein zu halten und zu begrenzen.  

Bei einem Verbot mit Erlaubnisvorbehalt müssten wir abwägen, ob jemand in der Lage 
ist, diese Voraussetzungen zu erfüllen. Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass wir 
dadurch die Zahl der gehaltenen Gifttiere reduzieren würden. Es ist gar nicht vollzugs-
tauglich, irgendwelche Voraussetzungen zu formulieren, um Wissenschaftlichkeit zu 
ermöglichen. Wir sind der festen Überzeugung, dass ein sehr eng begrenztes Verbot 
der Neuanschaffung von sehr giftigen Tieren das einzige Mittel ist, um die Menschen 
hier in diesem Land vor den Gefahren dieser Tiere zu schützen. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Hülsenbusch, danke für Ihre Ausführungen. Wie bereits 
gesagt, wurden bei der Evaluierung so gut wie keine relevanten Schadensfälle vorge-
legt. Sie haben soeben einen Fall aus Rheinland-Pfalz genannt – einen Fall bundes-
weit –, der für diese Einschränkungen in Nordrhein-Westfalen herhalten soll. Ich hätte 
die Bitte, dass Sie uns auch die Übersicht der übrigen Fälle zukommen lassen.  

Es wundert mich auch, dass in anderen Bundesländern nicht mit der Massivität ge-
handelt wird, wie Sie es vorgesehen haben, auch nicht in Rheinland-Pfalz. Dort wäre 
die Notwendigkeit anscheinend noch größer. 

Herr Professor Spranger hat in der Anhörung bezüglich des Urteils des Verwaltungs-
gerichtes sehr klar gesagt – es ist im Protokoll nachzulesen –, dass die Verwaltungs-
gerichtsebene sich bei den Urteilen nicht auf die Verfassungsebene begibt, sondern 
dies dann erst in weiteren Prozessen überhaupt angesehen wird, weil das Verwal-
tungsgericht sich nicht in der Lage sieht, über verfassungsrechtliche Fragen zu urtei-
len. Ich bin daher sehr gespannt, wie das Verfahren dort noch weitergehen wird. Meine 
Befürchtung ist, dass wir uns dazu noch häufiger austauschen werden.  

Im Übrigen bin ich sehr überrascht, wie stark Sie als Landesbeamter sich hier gegen 
verfassungsrechtlich verbriefte Grundrechte ausgesprochen haben.  
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(Dr. Gregor Kaiser [GRÜNE]: Jetzt wird es aber übertrieben! – Nor-
wich Rüße [GRÜNE]: Jeder hat das Recht auf einen Skorpion!) 

Markus Höner (CDU): Das war jetzt wirklich die Krönung, lieber Dietmar Brockes. Wir 
müssen trotzdem noch einmal zurückschauen. Herr Hülsenbusch sagte soeben: Die 
Evaluierung hat stattgefunden. – Das zur Aufklärung, weil du betont hattest, dass sie 
nicht stattgefunden hätte.  

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände begrüßt das, was hier ge-
tan wird. Ich habe ein Problem damit, das Halten von sehr giftigen Tieren mit einem 
Führerschein für Autos zu vergleichen. Wir sind da an einem Punkt angekommen … Ein 
Auto bietet eine Zweckerfüllung für jeden Einzelnen. Damit will ich von A nach B gelangen, 
oder es ist die Grundlage dafür, dass ich Geld verdienen kann. Dass jemand ein Gifttier 
besitzt oder hält, hat für die Gesellschaft keinen Mehrwert. Dieser Vergleich funktioniert 
meiner Meinung nach einfach hinten und vorne nicht. Deswegen war es mir wichtig, 
mich noch einmal zu melden.  

In den vergangenen zehn Jahren hat es in Deutschland fast jährlich irgendwelche Vor-
fälle gegeben, bei denen Gifttiere gebissen haben, Menschen in Gefahr gebracht wor-
den oder Tiere ausgebrochen sind. Eine hochgiftige Spinne wiederzufinden, ist kein 
Spaß. Ich meine, wir als Staat sind gefordert einzugreifen. Deswegen ist es gut, dass 
wir das tun.  

StS Dr. Martin Berges (MLV): Herr Brockes, ich muss Ihre Aussage in Richtung eines 
Mitarbeiters meines Hauses deutlich zurückweisen. Es ist nicht in Ordnung, dass Sie 
ihn hier persönlich und in Ausübung seines Amtes angegriffen haben.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Er erläutert und erklärt Ihnen etwas, was übrigens auch Richter bereits getan haben, um 
damit zur Erhellung und Aufklärung beizutragen. Ich weise es deutlich zurück, dass Sie 
einen Mitarbeiter der Landesregierung derartig angehen, und bitte dafür um Verständnis.  

Dietmar Brockes (FDP): Wenn ich Herrn Hülsenbusch persönlich angegriffen haben 
sollte, dann möchte ich das hiermit zurücknehmen und mich entschuldigen. Über die 
Aussagen bin ich jedoch sehr überrascht gewesen. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – In diesem Sinne schließe ich die De-
batte und lasse über den Gesetzentwurf abstimmen.  

Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu.   
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3 Strategie ohne Mittel, Planung ohne Termin – Landeswasserstrategie endlich 

konkretisieren  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/16208  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 05.11.2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill weist daraufhin, dass die abschließende Beratung in 
öffentlicher Sitzung in diesem Ausschuss erfolgen solle. Am 12. November 2025 habe 
dieser erstmalig über den Antrag beraten und beschlossen, ihn heute erneut aufzurufen.  

Dietmar Brockes (FDP) erinnert daran, dass Minister Oliver Krischer sowohl in der 
Plenardebatte als auch im Ausschuss angekündigt habe, die Landeswasserstrategie 
in diesem Jahr vorzulegen. Bis zum Ende des Kalenderjahres blieben noch drei Wo-
chen Zeit, er vermute jedoch nicht, dass das Landeskabinett sich zwischen den Feier-
tagen mit der Landeswasserstrategie beschäftigen werde, sodass de facto 14 Tage 
ausreichen müssten. Daher frage er den Minister, ob dieser bei seinen Aussagen blei-
ben oder dem Ausschuss endlich eröffnen wolle, wann dieser tatsächlich mit der Lan-
deswasserstrategie rechnen können. Einige warteten dringlich darauf.  

René Schneider (SPD) zitiert Johannes Rau mit den Worten, ein gebrochenes Ver-
sprechen sei ein gesprochenes Verbrechen. Der Minister pflege Ankündigungen zu 
machen, die nicht eingehalten würden. Als gehe es darum, dies zu dokumentieren, sei 
auch in dem Antrag von CDU und Grünen, der vermutlich im kommenden Plenum zur 
Abstimmung gestellt werde, die Rede von einer in Erarbeitung befindlichen Lan-
deswasserstrategie. Auch die regierungstragenden Fraktionen glaubten also offenbar 
nicht mehr daran, dass das angekündigte Veröffentlichungsdatum gehalten werde.  

Da die Landesregierung versprochen habe, das Parlament einzubinden, halte er die 
verbleibenden drei Wochen genauso wie sein Vorredner für äußerst knapp. Allerdings 
bestehe nicht die Gefahr, seine Fraktion zu enttäuschen: Wer nichts erwarte, könne 
nicht enttäuscht werden.  

Stephan Wolters (CDU) bedauert, dass sowohl in der Plenardebatte als auch im Aus-
schuss stets nur auf den terminlichen Ablauf hingewiesen werde. Dabei handele es 
sich bei der Landeswasserstrategie um eine umfangreiche Materie. Es gehe darum, 
wer einbezogen und beteiligt werde, sowie darum, welche Mittel dafür zur Verfügung 
gestellt worden seien.  

Der Antrag beziehe sich auch auf alles, was bezüglich dieser Strategie schon gemacht 
worden sei, sowohl die Anzahl der Maßnahmen als auch die Höhe der Aufwände. Dies 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 20 - APr 18/1097 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  10.12.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume vk 
71. Sitzung (öffentlich) 
 
 
sei bereits im Rahmen der Plenardebatte dargelegt worden und sollte anerkannt wer-
den. Einige Maßnahmen befänden sich bereits in der Umsetzung. Dies werde völlig 
außen vor gelassen. 

Minister Oliver Krischer (MUNV) äußert seine Freude darüber, dass die Landeswas-
serstrategie so sehnsüchtig erwartet werde. Dies löse auch bei der damit betrauten 
Fachabteilung Begeisterung aus. Die Landesregierung gebe sich mit der Erstellung 
der Strategie sehr viel Mühe, und der Prozess stehe kurz vor dem Abschluss. Den 
damit verbundenen breiten Beteiligungsprozess unter anderem in Form von Stakehol-
der-Gesprächen habe er bereits in der vorherigen Sitzung und im Rahmen der Plenar-
debatte erläutert.  

Das von Beginn an gesetzte Ziel, die Landeswasserstrategie bis Ende des Jahres 
2025 vorzulegen, werde eingehalten. Insofern verstehe er die Aufregung seitens der Op-
position nicht. Der Sprecher der CDU-Fraktion habe zudem darauf hingewiesen, was 
alles im Rahmen einer solchen Wasserstrategie stattfinde. Bei der Landeswasserstra-
tegie handele es sich um ein wichtiges Thema, das viele Aspekte berühre und sicher-
lich auch in diesem Ausschuss noch in aller Breite diskutiert werden würde.  

Dietmar Brockes (FDP) erwidert, er halte es für geboten, das Thema endlich ehrlich zu 
behandeln. Es gehe nicht um ein Datum, sondern darum, wirklich eine Strategie auf den 
Tisch zu legen, über die man sich inhaltlich unterhalten könne. Darauf warte der Aus-
schuss nun schon seit Monaten; seit der Ankündigung seien zwei Jahre vergangen.  

Stephan Wolters (CDU) fragt, wie die Opposition wohl reagiert hätte, wenn die Sta-
keholder nicht eingebunden und die entsprechenden Gespräche nicht geführt worden 
wären. Er bitte, die unternommenen Maßnahmen und den damit verbundenen finanzi-
ellen Aufwand nicht kleinzureden. 

Es treffe zwar zu, dass dies alles stattgefunden habe, so Dietmar Brockes (FDP). Er 
halte es jedoch auch für in Ordnung, offen zu sagen, wenn beispielsweise die Stel-
lungnahmen in der angekündigten Zeit nicht abgearbeitet werden könnten, und einen 
späteren Termin anzukündigen. Das aktuelle Versteckspiel bringe in der Sache aller-
dings keinen Fortschritt.  

Er erwarte endlich Fakten. So befürchte er, dass noch keine klaren Prioritäten und 
Schwerpunkte gesetzt worden seien. Eine Landeswasserstrategie brauche diese je-
doch. Allein aus fiskalischen Gründen könne nicht alles in gleicher Weise und noch dazu 
gleichzeitig behandelt werden. Bisher fehle die Grundlage dafür, inhaltlich über die Pri-
oritäten zu diskutieren. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) verweist auf die Worte des Ministers, denen zufolge die 
von der FDP-Fraktion so energisch eingeforderte Wasserstrategie noch dieses Jahr 
erscheine. Daher verstehe er nicht, wo das Problem liege. Wenn die Landeswas-
serstrategie am 2. Januar 2026 noch nicht vorliege, könne dies gerne noch einmal zum 
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Thema gemacht werden. Der Sprecher der FDP-Fraktion habe dem Minister soeben 
eine Lüge unterstellt. Dies halte er für dreist. Es werde versucht, etwas zu skandalisie-
ren, wo es nichts zu skandalisieren gebe.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill fragt, ob die antragstellende Fraktion eine Abstimmung 
über den Antrag wünsche oder ob dieser in der Sitzung am 14. Januar 2026 ein wei-
teres Mal aufgerufen werden solle.  

Dietmar Brockes (FDP) spricht sich dafür aus, den Antrag wie vorgeschlagen noch 
einmal aufzurufen, um dem Wunsch der grünen Fraktion zu entsprechen, zunächst 
abzuwarten, ob die Landeswasserstrategie pünktlich vorgelegt werde.  

Der Ausschuss kommt überein, den Antrag in der nächsten Aus-
schusssitzung am 14.01.2026 zur abschließenden Beratung 
aufzurufen.  
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4 Ein Herz und Heim für Tiere in Nordrhein-Westfalen: Tierschutz fördern –

Tierheime stärken  

Antrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 18/13163  

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/13278  

Ausschussprotokoll 18/1008 (Anhörung vom 02.10.2025)  

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/13163 an den Ausschuss 
für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten 
und ländliche Räume – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Heimat und Kommunales am 26.03.2025 

Überweisung des Entschließungsantrags Drucksache 18/13278 an 
den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Land-
wirtschaft, Forsten und ländliche Räume – federführend – sowie an 
den Ausschuss für Heimat und Kommunales am 26.03.2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill informiert, der Ausschuss für Heimat und Kommunales 
habe dem Antrag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und Grünen gegen 
die Stimmen der AfD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-Fraktion zugestimmt, den Ent-
schließungsantrag dagegen mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, Grünen und 
AfD gegen die Stimmen der SPD bei Enthaltung der FDP abgelehnt. Heute sollten in 
diesem Ausschuss die abschließende Beratung und Abstimmung erfolgen. 

Bianca Winkelmann (CDU) zufolge stellt das Land Nordrhein-Westfalen seit Jahren 
mehrere hunderttausend Euro jährlich für bauliche Maßnahmen in bzw. an Tierheimen 
zur Verfügung. Tierheimbetreibern bzw. aktiven Tierschützern in den Tierheimen zu-
folge gebe es jedoch Punkte, an denen diese Förderrichtlinie nicht so greife, wie sie 
es für notwendig hielten. Deshalb ziele der Antrag darauf ab, die Richtlinie an verschie-
denen Stellen anzupassen.  

Die Anhörung habe gezeigt, wie richtig und wichtig Schwarz-Grün mit dem Antrag liege. 
Sie stelle die Förderung der Tierheime in Nordrhein-Westfalen damit auf andere Füße. 
Auch die sicherlich noch zu diskutierenden Punkte des Entschließungsantrags unterstri-
chen dies nur.  

In dem Entschließungsantrag werde die Auslandstierklausel angesprochen. Schwarz-
Grün schließe die Aufnahme von Auslandstieren für Tierheime, die Förderung bean-
tragt hätten, auch für die kommenden fünf Jahre aus. Dies lasse sich keineswegs nur 
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mit dem etwas verkürzten Motto „nordrhein-westfälisches Steuergeld für nordrhein-
westfälische Tiere“, sondern auch mit weiteren Argumenten begründen. So komme es 
etwa bei der Aufnahme von Auslandstieren häufig zur Einschleppung von bisher un-
bekannten Krankheiten beispielsweise aus dem Mittelmeerraum. Es gelte, die hiesi-
gen Tiere davor zu schützen. Daher halte sie die Klausel weiterhin für richtig.  

Norwich Rüße (GRÜNE) betont, es sei bisher zu wenig beachtet worden, dass die 
Tierheime eine kommunale Aufgabe übernähmen. Bei Diskussionen über die Erweite-
rung von Feuerwehrgebäuden oder die Anschaffung neuer Feuerwehrfahrzeuge 
werde in den Stadträten seit jeher mit dem Argument um Zustimmung geworben, dass 
die Bereitschaft zur ehrenamtlichen Arbeit andernfalls sinken könnte. Im Tierschutz 
werde dies nicht in gleicher Weise diskutiert, obwohl es dort zu derselben Situation 
kommen könnte. 

Es bestehe das Risiko, dass Ehrenamtliche in den Tierheimen sich künftig mit dem-
selben Argument weigerten, die Tiere weiterhin zu übernehmen, wenn die Kommunen 
sich nicht hinreichend für die entsprechenden Einrichtungen einsetzten. Deshalb halte 
er es für wichtig, zu einer verlässlichen Berechnungsgrundlage für die Finanzierung zu 
kommen und in Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden Richtwerte fest-
zulegen. Diesbezüglich bestehe seines Erachtens Einigkeit. 

Seine Vorrednerin habe die Fördermittel angesprochen. Der Fördertopf sei nicht un-
endlich groß, dennoch blieben derzeit noch Mittel übrig. Dies zeige, dass etwas geän-
dert werden müsse und nicht nur große Baumaßnahmen, sondern eben auch kleinere 
Projekte gefördert werden sollten, wie etwa die Modernisierung der häufig überalterten 
IT-Ausstattung. Dies würde den Tierheimen nach deren eigener Darstellung helfen und 
könnte auch gut mitfinanziert werden. 

Zudem handele es sich um eine schwierige Aufgabe, die komplexe betriebswirtschaft-
liche Kalkulation eines Tierheims im Ehrenamt zu bewältigen. Die Forderung, die Enga-
gierten dabei durch Schulungen zu unterstützen, werde daher positiv aufgenommen.  

Zur Auslandstierklausel gingen die Auffassungen auseinander. Man könne Gründe da-
für und dagegen finden. Auch seiner Meinung nach solle die Klausel bei der Förderung 
bestehen bleiben. Die Tierheime selbst sagten, dass es sich bei der Aufnahme von Aus-
landstieren um einen Geschäftszweig handele. Diesen müssten sie selbst finanzieren 
und könnten nicht mit einer Kofinanzierung durch Landesmittel rechnen. 

René Schneider (SPD) schickt vorweg, der Antrag enthalte richtige Punkte. Dennoch 
werbe er für den Entschließungsantrag. Dieser verbessere den ursprünglichen Antrag.  

So müsse etwa die Auslandstierklausel gestrichen werden, weil Tierschutz aus Sicht 
seiner Fraktion keine Grenzen kenne. Würde der von der CDU-Fraktion angesprochenen 
Grundsatz angewandt, nordrhein-westfälisches Geld solle für nordrhein-westfälische 
Tiere eingesetzt werden, müssten im Grenzgebiet aufgegriffene Hunde künftig gefragt 
werden, ob sie nicht aus einem benachbarten Bundesland oder den Niederlanden 
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kämen. Dies halte er für schwierig, allerdings sei es vermutlich auch nicht so kleinteilig 
gemeint gewesen.  

In dem Entschließungsantrag werde zudem ein Verzicht auf Kürzungen beim Tier-
schutz gefordert. Diese Forderung sei etwas untergegangen, obwohl seine Fraktion 
das Thema seit Monaten immer wieder aufbringe. So halte er es für fraglich, ob die 
Mittel für die Katzenkastration ausreichten. Zwar würden bisher nicht alle Mittel abge-
rufen, dies liege nach Aussagen von Praktikern jedoch vor allem an dem mit der Be-
antragung verbundenen Aufwand.  

Bezüglich der von den Kommunen an die Tierheime zu zahlenden Mindestbeiträge, 
seien die bisher diskutierten Ansätze von den regierungstragenden Fraktionen abge-
lehnt worden. Zwar werde wahrscheinlich Konnexität ausgelöst, wenn das Land den 
Kommunen Zahlungsverpflichtungen aufbürde. Dies halte er jedoch dennoch für den 
richtigen Weg, weil es ansonsten zu Wildwuchs komme und alles immer entsprechend 
der Kassenlage der Kommunen geregelt werde. Wer kein Geld habe, werde weniger 
für den Tierschutz ausgeben als eine Kommune, die noch über Mittel verfüge, da es 
sich zumindest mit Blick auf die Förderhöhe um eine freiwillige Aufgabe handele.  

Dietmar Brockes (FDP) kündigt an, dem Antrag mit Blick auf die parteiübergreifend 
herrschende Einigkeit bezüglich der Überlastung und Finanzierungsprobleme der Tier-
heime zuzustimmen. Die Verantwortung für die Tierheime liege bei den Kommunen 
und solle dort auch bleiben. Er befürworte eine Unterstützung, lehne sich daraus er-
gebende neue Landespflichten jedoch ab. Das Land solle koordinierend tätig werden, 
sich aber nicht übernehmen.  

Positiv bewerte seine Fraktion den Punkt zur Digitalisierung, über den eine große Ver-
besserung erreicht werden könne, und die betriebswirtschaftliche Beratung und Schu-
lung. Sie plädiere für die Eigenverantwortung und wolle Tierheime sowie diejenigen 
stärken, die sich dort aktiv einbrächten. Daher könne sie auch dem Entschließungsan-
trag nicht zustimmen, der auf eine Dauersubventionierung hinauslaufe.  

Die Frage der Finanzierung bleibe in dem Antrag unbeantwortet. Aus diesem Grund 
halte er ihn für nicht so hilfreich, wie der Ausschuss es sich wünsche würde. 

Bianca Winkelmann (CDU) wirft ein, die Finanzierung gehe aus dem Haushalt hervor. 

Dietmar Brockes (FDP) erwidert, dies treffe eben nicht zu. Dennoch wolle seine Frak-
tion die Tierheime unter anderem durch mehr Digitalisierung, effizienten Mitteleinsatz 
sowie eine klare Kompetenzzuordnung stärken. Keinesfalls aber wolle sie mehr Büro-
kratie, was in Teilen aus dem Entschließungsantrag hervorgehe.  

Die Anhörung habe gezeigt, so Zacharias Schalley (AfD), dass die Tierheime bereits 
heute als Unternehmen geführt werden müssten. Daher behandele der Antrag der re-
gierungstragenden Fraktionen lediglich die Symptome. Er halte dies für die falsche 
Herangehensweise. Vielmehr müssten strukturelle Probleme angegangen werden. 
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Dazu zählten Auflagen und Bürokratie sowie die fehlende finanzielle Absicherung über 
die kommunale Ebene.  

Norwich Rüße (GRÜNE) verweist bezüglich der Befürchtung der SPD-Fraktion, die 
Lage könnte sich je nach Haushaltslage der jeweiligen Kommunen verschlechtern, auf 
die Verbesserungen der vergangenen 15 bis 20 Jahre, auch wenn die Wahrnehmung 
der Tierheime sich tatsächlich von Kommune zu Kommune unterscheide. In seiner Zeit 
als Ratsmitglied sei in Debatten über den Zuschuss für das Tierheim nie erwähnt wor-
den, dass es sich um eine kommunale Aufgabe handele. Die Ratsmitglieder hätten 
dies auch nicht gewusst, sondern den Zuschuss für das Tierheim für eine Art Geschenk 
gehalten. Seither sei in vielen Städten einiges passiert. Dies gebe Anlass zur Hoffnung.  

Der vorliegende Antrag solle auch dazu beitragen, dass in allen Kommunen und Krei-
sen auf Augenhöhe mit den Tierheimen verhandelt werde, und zwar mit dem Ziel, Lö-
sungen für die kostendeckende Finanzierung dieser kommunalen Aufgabe zu finden, 
damit Tierheime sich nicht über Spenden kofinanzieren müssten. 

Der Ausschuss stimmt dem Antrag Drucksache 18/13163 mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP gegen die Stimme der AfD-Fraktion zu. 

Der Ausschuss lehnt den Entschließungsantrag Drucksache 
18/13278 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der 
SPD-Fraktion ab.  
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5 Tierheime stärken statt behindern – Bürokratie abbauen, Bau und Betrieb 

erleichtern  

Antrag  
der Fraktion der AfD  
Drucksache 18/16485  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbrau-
cherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume – fe-
derführend – sowie an den Ausschuss für Bauen, Wohnen und 
Digitalisierung am 28.11.2025) 

Der Ausschuss kommt überein, zu dem Antrag zu Beginn des 
Jahres 2026 eine schriftliche Anhörung durchzuführen.  
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6 Schluss mit lustig: Lachgas für den Privatkonsum bleibt ernstzunehmende 

Gefahr für Gesundheit, Klima und Kreislaufwirtschaft  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/14723  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbrau-
cherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume – fe-
derführend – an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales sowie an den Innenausschuss am 18.09.2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill erinnert an die Vereinbarung des Ausschusses vom 1. 
Oktober 2025 den Antrag abschließend zu beraten, sobald die Voten der beiden mit-
beratenden Ausschüsse vorlägen. Beide Ausschüsse empfählen mehrheitlich die Ab-
lehnung des Antrags.  

René Schneider (SPD) wirbt um Zustimmung für den Antrag. Ihm werde vermutlich 
entgegengehalten, dass die gesundheitlichen Aspekte dieses Themas voraussichtlich 
am 19. Dezember 2025 bundesgesetzlich geregelt würden bzw. der Bundesrat einem 
entsprechenden Gesetz zustimmen werde. Die vorgesehene gesetzliche Regelung be-
rühre jedoch nur einen von insgesamt drei Spiegelstrichen des in dem Antrag enthalte-
nen Forderungskatalogs. 

Neben einer Aufklärungskampagne und der Förderung der Suchtprävention halte er 
die Forderung zur Kreislaufwirtschaft für einen für den Ausschuss wesentlichen Punkt. 
Branchenvertreter berichteten, dass Lachgaskartuschen in Müllbunkern, an Müllver-
brennungsanlagen bzw. schon beim Einsammeln des Abfalls erhebliche Schäden ver-
ursachten. Für die kommenden Monaten und Jahren befürchte er zunehmende Rück-
meldungen der Müllverbrennungsanlagen sowie wirtschaftliche und gesundheitliche 
Probleme, wenn Lachgaskartuschen etwa durch Decken oder Müllbunker schössen 
und jemanden beispielsweise am Kopf verletzten. Das geforderte Pfandsystem halte 
er für ein probates Mittel, dem entgegenzuwirken.  

Bianca Winkelmann (CDU) merkt an, die SPD-Fraktion habe die Problemlage recht 
zutreffend beschrieben. Es sei jedoch längst ein Gesetzgebungsverfahren auf dem 
Weg. Der Bundesrat werde das Gesetz voraussichtlich am 19. Dezember 2025 be-
schließen, bevor es nach einer Übergangsfrist von drei Monaten in Kraft treten werde. 

Minister Karl-Josef Laumann habe die Zustimmung NRWs zu dem Gesetz im Bundes-
rat bereits angekündigt. Da die Sozialdemokraten im Bund ebenfalls Verantwortung 
trügen, wundere sie sich darüber, dass die SPD-Landtagsfraktion weiterhin auf diesen 
Antrag setze. Die darin enthaltenen Forderungen würden durch das Gesetz bearbeitet.  

Die Umweltministerkonferenz habe sich auch schon mit dem Pfandsystem bzw. der 
Entsorgung der Kartuschen beschäftigt. Der Landtag tue sich selbst keinen Gefallen 
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damit, Dingen hinterherzulaufen, die auf Bundesebene längst auf den Weg gebracht 
worden seien.  

René Schneider (SPD) wendet ein, nur weil Umweltminister sich zusammensetzten, 
das Thema erkannt hätten und sich einigten, etwas zu tun, sei eben noch nichts pas-
siert. Der Landtag könne sich bei vielen Themen zurücklehnen und auf den Bund ver-
weisen, wenn jedoch der Bundesrat beteiligt sei, könne dieser immer auch angesteuert 
werden. Die Kreislaufwirtschaft habe Lachgaskartuschen als Problem benannt. Daher 
solle der Landtag mehr Druck ausüben und nicht nur zur Kenntnis nehmen, dass die 
Umweltminister sich darüber schon unterhalten hätten.  

Bianca Winkelmann (CDU) merkt an, sie vertraue diesbezüglich dem Parteikollegen 
ihres Vorredners, Bundesumweltminister Carsten Schneider, und empfehle dies auch 
der SPD-Landtagsfraktion. Dasselbe Vertrauen setze sie in NRW-Umweltminister Oli-
ver Krischer, der die Landesregierung in der Umweltministerkonferenz mit Blick auf 
Themen der Kreislaufwirtschaft vertrete.  

Auch er sehe Handlungsbedarf, so Minister Oliver Krischer (MUNV). Die Umweltmi-
nisterkonferenz habe sich mit diesem Thema bereits mehrfach auseinandergesetzt, 
und NRW vertrete dort genau das, was der Sprecher der SPD-Landtagsfraktion vor-
gebracht habe. Dennoch müssten in diesem Fall der Bundesumweltminister bzw. die 
Bundesregierung entsprechende gesetzliche Grundlagen schaffen. Der Appell vonsei-
ten Nordrhein-Westfalens sei bereits erfolgt. Er selbst werde ihn auch gerne immer 
wieder vorbringen.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion ab.   
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7 EU-Verbraucherkreditrichtlinie umsetzen und Versprechen aus dem eigenen 

Koalitionsvertrag erfüllen: Zugang zu Schuldnerberatung endlich sicher-
stellen!  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/16482  

Der Ausschuss kommt überein, 2026 eine Anhörung zu dem 
Antrag durchzuführen.   
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8 Grenzenloses Ausreiten ermöglichen – Hürden im Reitsport zwischen 

Nordrhein-Westfalen und den Niederlanden abbauen  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/13674  

Ausschussprotokoll 18/1072 (Anhörung vom 19.11.2025)  

(Überweisung an den Ausschuss für Europa und Internationa-
les – federführend – sowie an den Ausschuss für Umwelt, Natur- 
und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche 
Räume am 21.05.2025) 

Markus Höner (CDU) verweist auf die Aussagen der Sachverständigen in der Anhö-
rung, denen zufolge der Antrag der Zukunftskoalition vom Sommer mit dem Titel „Hür-
denfrei über die Grenze – Erleichterter Grenzverkehr mit Pferden zwischen NRW und 
den Benelux-Staaten“ deutlich weiter führe als der heute zu diskutierende der FDP-
Fraktion. Da der schwarz-grüne Antrag bereits im Sommer auf den Weg gebracht wor-
den sei, habe ihn die Notwendigkeit einer Anhörung zu dem nun vorliegenden Antrag 
ohnehin überrascht.  

Es habe ihn auch gewundert, dass in der Sendung „Westpol“ über diesen Antrag sozu-
sagen blind berichtet worden sei, also ohne die Anhörung wahrzunehmen. 

Dietmar Brockes (FDP) bittet seinen Vorredner, das Bashing des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks unmittelbar an Westpol zu richten. Er halte den Antrag seiner Fraktion 
sehr wohl für erforderlich, zumal er bereits vor dem Antrag der regierungstragenden 
Fraktionen vorgelegen habe. Es hätten dann einige Personen aus Reiterkreisen dafür 
gesorgt, dass der Antrag der regierungstragenden Fraktionen nachgeschoben worden 
sei. Insofern finde er es gut, dass seine Fraktion die Initiative ergriffen habe.  

Aufgrund der Anhörung werde über den zuerst eingereichten Antrag nun später abge-
stimmt als über den schwarz-grünen. Die Sachverständigen hätten jedoch die Bedeu-
tung des Themas für die Grenzregionen aufgezeigt. Daher bleibe es für die FDP-Frak-
tion wichtig.  

Die beiden Anträge unterschieden sich tatsächlich nicht stark, sondern stimmten zu 
95 % überein. Er bitte darum, aufzuzeigen, in welchen Nuancen der Antrag der regie-
rungstragenden Fraktionen inhaltlich über denjenigen seiner Fraktion hinausgehe, er-
warte jedoch aufgrund der großen Übereinstimmung die Zustimmung von Schwarz-
Grün auch zu dem vorliegenden Antrag.  

Norwich Rüße (GRÜNE) betont, Schwarz-Grün habe es nicht nötig, einen Antrag ein-
fach abzuschreiben. Dem Antrag der FDP-Fraktion könne seine Fraktion schon allein 
deshalb nicht zustimmen, weil die Abgeordneten für ganz Nordrhein-Westfalen gewählt 
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würden und nicht für einen einzelnen Naturpark. Wolle man das Thema „grenzüber-
schreitendes Reiten“ ernst nehmen, müsse ein entsprechender Antrag viel breiter auf-
gebaut werden als derjenige der FDP-Fraktion, auch wenn darin wichtige Themen be-
nannt worden seien. 

Das Reitwegenetz in vielen Regionen in NRW könne sicherlich ausgebaut werden. Auch 
habe die Anhörung deutlich gemacht, dass Reittourismus einen erheblichen touristi-
schen Wert haben könne. Dies gelte jedoch nicht nur in diesem Naturpark, sondern in 
ganz NRW, insbesondere für das Sauerland, OWL und das ohnehin als Pferdeland 
geltende Münsterland.  

Der wesentliche Punkt sei bereits mit der Verabschiedung des schwarz-grünen An-
trags erledigt gewesen, nämlich die Frage des Gesundheitsattestes und der damit ver-
bundenen Kosten. Daher halte er den Antrag der FDP-Fraktion für überholt und werde 
ihn ablehnen.  

Markus Höner (CDU) ergänzt bezüglich der zuvor erbetenen Hinweise zu den Unter-
schieden der beiden Anträge, der Antrag der FDP-Fraktion behandele nur die Nieder-
lande, derjenige der regierungstragenden Fraktionen dagegen alle Beneluxländer. Die 
Freien Liberalen sprächen von Freizeitreitern und Pferden, Schwarz-Grün dagegen von 
allen Equiden, also unter anderem auch von Eseln. Zudem gehe es den regierungstra-
genden Fraktionen um alle sportlich-kulturellen sowie alle ähnlichen Veranstaltungen.  

René Schneider (SPD) merkt an, es scheine sich eine Diskussion darüber zu entwi-
ckeln, wer den längeren Antrag geschrieben habe, an der er sich nicht beteiligen werde.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und FDP ab.   
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(Der Ausschuss hat sich entgegen der ursprünglichen Tagesordnung 
darauf verständigt, TOP 9 und TOP 10 zusammen zu beraten.) 

9 Monate nach den Razzien: Wie ist der Stand der Ermittlungen zu mutmaß-
lich illegalen Verklappungen verseuchten Materials? 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4520 
Vorlage 18/4647 (Neudruck) 

In Verbindung mit: 

10 Gefahr erkannt, aber ist die Gefahr auch gebannt? Was tut die Landesre-
gierung, um Mensch und Natur im NRW-Giftmüllskandal zu schützen? (Be-
richt beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 1]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4606  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir haben in unserer vorherigen Sitzung vereinbart, 
den TOP 9 für heute vorzusehen und sind in der Obleuterunde übereingekommen, ihn 
mit TOP 10 zusammen zu behandeln. Wer wünscht das Wort? – Herr Schneider. Bitte 
sehr. 

René Schneider (SPD): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und 
Herren! So langsam, aber sicher kommen wir dahinter, an welchen Orten welche Sa-
chen passiert sind. Das interessiert vor allen Dingen diejenigen Menschen, die am 
Rande solcher Hotspots leben.  

Es wurde leider erst aufgrund der Berichte des Justizministeriums bekannt, dass in der 
Baugrube im Hafenareal Graf Bismarck in Gelsenkirchen eine Beprobung stattgefun-
den hat. Diese ist privat erfolgt. Anschließend ist aber das LANUK gebeten worden, 
diese Probenergebnisse einzuordnen und eine Stellungnahme dazu abzugeben. Wie 
diese ausgefallen ist, steht in diesem Bericht. Wir bitten wir darum, die Ausführungen 
des LANUK in geeigneter Art und Weise zu erhalten.  

Heute Mittag wurde das Thema insgesamt noch einmal im Rechtsausschuss bespro-
chen. Wir hatten dort Gelegenheit, Vertreter des Justizministeriums unter anderem dazu 
zu befragen, inwieweit denn die Veröffentlichung der Beprobungsergebnisse des LANUK 
dadurch verhindert werde, dass die Staatsanwaltschaft sagt: Das dürft ihr nicht. – Nach 
Aussage des Ministeriumsvertreters liegt die Veröffentlichung ausschließlich in der Ver-
antwortung des Umweltministeriums. Es bedarf also keiner Rücksprache mit der Staats-
anwaltschaft in der Frage, ob die Ergebnisse der Beprobung veröffentlicht werden.  
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Daher lautet unser dringender Appell, alle Beprobungsergebnisse online zu stellen, 
Herr Minister. Wir sehen da überhaupt kein Problem, es bringt jedoch den Menschen 
vor Ort Klarheit, die wissen wollen: Ist da was, oder ist da nichts? 

Es erscheint mir wie ein Déjà-vu, denn ich sage es hier alle vier Wochen: Eine Entwar-
nung ist eine gute Nachricht für die Leute. Der Hinweis, dass gewisse Giftstoffe gefun-
den worden sind, ist jedoch auch eine Nachricht und vor allen Dingen eine Chance für 
die Menschen, die vor Ort unterwegs sind. Ich nenne nur einmal den Kleingartenverein 
bei mir im Wahlkreis, der das Brunnenwasser gerne beproben würde. Da meines Wis-
sens mehrere hunderttausend Parameter untersucht werden könnten, braucht es ei-
nen Hinweis, in welche Richtung beprobt werden muss.  

Daher kommt von mir als Erstes noch einmal die Bitte, uns das Ergebnis der LANUK-
Kontrolle in Gelsenkirchen zugänglich zu machen, und als Zweites der dringende Ap-
pell, den wir hoffentlich fraktionsübergreifend an Sie richten, Herr Minister, alle Ergeb-
nisse der Beprobung durch das steuerfinanzierte LANUK online zu stellen. Schließlich 
arbeitet es von jeher im Sinne der Menschen in Nordrhein-Westfalen.  

Wenn das nicht möglich ist, sagen Sie mir bitte, warum. Die Staatsanwaltschaft und 
das Justizministerium stehen dem nicht entgegen. Ich wüsste nicht, welche anderen 
Begründungen es gäbe, diese Ergebnisse nicht online zu stellen.  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren Ab-
geordneten! Ich will das zunächst einmal grundsätzlich einordnen. Wir haben seit meh-
reren Monaten – Sie alle erinnern sich sicherlich an die Razzien, die im Frühjahr ver-
gangenen Jahres stattgefunden haben – Kenntnis über eine ganze Reihe von illegalen 
Bodenmaterialentsorgungen in Nordrhein-Westfalen.  

Dass wir dieser Vorgänge überhaupt gewahr geworden sind, die Täter zum Teil ding-
fest gemacht wurden, Ermittlungen stattfinden und all das, was Sie, Herr Schneider, 
angesprochen haben, überhaupt gestoppt wurde, hat einzig und allein damit zu tun, 
dass wir seitens der Landesregierung eine Zentralstelle für die Verfolgung von Um-
weltkriminalität geschaffen haben. Darin arbeiten erstmals Strafverfolgungsbehörden 
mit den Umweltbehörden der verschiedenen Ebenen der Kreise, der kreisfreien Städte 
und der Bezirksregierungen sowie der Ministerien zusammen.  

Es ist ein unglaublicher Erfolg, dass wir die Täter stoppen konnten und diese Vorgänge 
nicht weiter stattfinden. Wir senden – das ist wohl ein Nebeneffekt dieser ganzen Ge-
schichte – ein Signal an andere, die eventuell überlegen, sich auf diese Weise einen 
kleinen oder auch einen größeren Wettbewerbsvorteil zu verschaffen, dass es in Nord-
rhein-Westfalen keineswegs so ist, dass diese Taten nicht verfolgt würden. Wir ma-
chen deutlich, dass die Behörden handeln. 

Wenn es zu staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen gekommen ist – diese Situation 
hatten wir jetzt über einen längeren Zeitraum –, hat es die ausdrückliche Bitte der 
Staatsanwaltschaft gegeben, nicht öffentlich und auch nicht hier im Ausschuss en détail 
über verschiedene Vorgänge zu berichten, um die Ermittlungen nicht zu gefährden. Herr 
Schneider, das ist Ihnen im Rechtsausschuss vielmals erläutert worden.  
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Wir als Vertreter der Umweltseite, nicht der Strafverfolgungsseite, waren jedoch zwi-
schenzeitlich nicht tatenlos – der Eindruck wird hier manchmal erweckt –, sondern 
ganz im Gegenteil: Bei allen uns bekannt gewordenen Verdachtsfällen haben die Um-
weltbehörden sich sofort um die Gefahrenermittlung gekümmert. 

Wir sind sofort an die Orte herangegangen. Die Behörden haben überprüft: Gibt es 
hier eine Gefahr für die Umwelt? Gibt es eine Gefahr für Leib und Leben, Trinkwasser 
oder andere Umweltgüter? Dies war an keiner Stelle der Fall. Andernfalls wären wir 
selbstverständlich sofort eingeschritten, um Gefahrenabwehr zu betreiben. Genau wie 
die Ermittlung der Täter gehört es selbstverständlich zu unseren Aufgaben, Gefahren 
zu ermitteln.  

Wir sind selbstverständlich auch im Rahmen der Amtshilfe vielfältig tätig gewesen und 
sind es bis heute – da möchte ich insbesondere das LANUK hervorheben –, wenn es 
um Beprobung und Beweissicherung geht, um am Ende gerichtsfest nachvollziehen 
zu können, was an den einzelnen Standorten geschehen ist. Den Kolleginnen und 
Kollegen, die sich seit Monaten detailliert damit auseinandersetzen, möchte ich aus-
drücklich dafür danken, dass sie diese Arbeit machen. Das ist nicht einfach.  

Es ist am Ende immer ein Spagat, weil es vor Ort – Herr Schneider, da haben Sie völlig 
recht –, den großen Wunsch gibt, Details dazu zu erfahren, worum es genau geht, wer 
betroffen ist und welche Gefahr davon ausgeht oder eben auch nicht. Das alles muss 
aber am Ende sauber, gerichtsfest und auch nachvollziehbar sein.  

Wir können Ihnen inzwischen – darüber bin ich sehr froh – zu einem großen Teil der 
Verdachtsflächen umfängliche Informationen zur Verfügung stellen. Das alles finden 
Sie in den ausführlichen Berichten, die Ihnen vorliegen. Darin wird das alles dargestellt.  

Von unserer Seite gibt es überhaupt kein Problem, irgendwelche Daten zur Verfügung 
zu stellen. Das sage ich in aller Klarheit. Es muss nur am Ende auf einer klaren recht-
lichen Basis geschehen und darf die Ermittlungen nach dem Hinweis der Staatsan-
waltschaft bzw. der Ermittlungsbehörden nicht gefährden. Dann sind diese Dinge 
selbstverständlich möglich.  

Wir selbst sind froh darüber, inzwischen nach unserer Kenntnis bei allen Fällen aus-
schließen zu können, dass davon Gefahren ausgehen. In einzelnen Fälle wurde die 
Belastung inzwischen schon beseitigt, und das Problem existiert nicht mehr, weil eine 
korrekte und ordnungsgemäße Entsorgungsmöglichkeit für die Bodenmaterialien ge-
funden wurde.  

Zu Ihren konkreten Fragen zu den einzelnen Proben und zu den einzelnen Standorten, 
Herr Schneider, können die Kollegen aus dem MUNV wohl am besten Stellung neh-
men und erklären, wie wir weiter vorgehen. Wir sind, soweit wir die Zustimmung der 
Ermittlungsbehörden haben, selbstverständlich in jeder Hinsicht auskunftsbereit.  

RB’r Stefan Schroers (MUNV): Herr Schneider, Sie haben die Fläche der Baugrube 
Graf Bismarck in Gelsenkirchen angesprochen. Dazu hatten wir berichtet. Das ist einer 
der Fälle, die laut der Staatsanwaltschaft öffentlich benannt werden durften. Hierzu 
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gibt es eine Stellungnahme des LANUK. Die ZEUK hat es nämlich gebeten, zu dem 
vorhandenen Privatgutachten Stellung zu nehmen. 

Das LANUK kritisiert die Art der Probenahme. Es ist vorgesehen, dass belastetes Ma-
terial ausgebaut und dann ordnungsgemäß entsorgt wird. In dem Fall wären eine wei-
tere Probenahme und eine zusätzliche Analytik hinfällig. Sollte wider Erwarten nicht 
entsorgt werden bzw. nicht zeitnah entsorgt werden können, dann wäre eine Bepro-
bung durch das LANUK in Amtshilfe für die ZEUK zur Gefahrenermittlung und an-
schließenden Gefahrenbeurteilung erforderlich und würde auch erfolgen.  

René Schneider (SPD): Ich würde gern auf die Aussagen von Herrn Minister Krischer 
zurückkommen. Meine Forderung lautete, alle Beprobungsergebnisse des LANUK öf-
fentlich, also am einfachsten auf die Seite des LANUK, zu stellen, sodass man nach-
schauen kann, welche Probe was ergeben hat. Kann ich davon ausgehen, dass wir 
die von Herrn Schroers benannte Stellungnahme des LANUK zu der privaten Probe-
nahme im Wortlaut bekommen? Damit hängt folgende Frage zusammen: Wer trägt die 
Kosten der Beprobungen durch das LANUK? Das ist nur ein Side-Step.  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Herr Abgeordneter Schneider! Wir können das für 
alle öffentlich bekannten Standorte zur Verfügung stellen. Bei den übrigen Standorten, 
an denen nach wie vor Ermittlungen laufen, würden wir davon absehen müssen. Das 
habe ich soeben erläutert. 

Ich sage bewusst „müssen“, weil wir uns das nicht ausdenken. Dieser Eindruck ist in 
der Vergangenheit manchmal entstanden – als ob Umweltbehörden oder die Bergbe-
hörde, in deren Zuständigkeit auch einige Standorte fallen, bestimmte Dinge nicht ver-
öffentlichen wollten. Darum geht es nicht, sondern wir sind gehalten, dies nicht zu tun. 
Das ist wohl auch für jeden nachvollziehbar. Wenn es aus Sicht der Ermittlungsbehör-
den und der Staatsanwaltschaften öffentliche Standorte betrifft und es kein Problem 
gibt, Beprobungen zu veröffentlichen, haben wir damit auch kein Problem.  

Die Beprobungen nehmen wir im Zuge der Amtshilfe vor. Es ist das Wesen der Amts-
hilfe, dass derjenige, der sie leistet, dafür auch die Kosten trägt. Wenn wir innerhalb 
der Landesregierung gebeten werden, aktiv zu werden, dann tun wir das. Das zahlt 
das LANUK. Herr Schneider, zur Erläuterung: Wir stellen das dem Justizministerium 
oder der Staatsanwaltschaft nicht in Rechnung. 

René Schneider (SPD): Dann nehme ich jetzt mit: Die Beprobungsergebnisse werden 
in Kürze für diejenigen Stellen veröffentlicht, die öffentlich bekannt sind. Klar, gar keine 
Frage. Die Stellungnahme des LANUK zu der Beprobung in Gelsenkirchen bekommen 
wir auch – nur damit ich das richtig verbuche und wir uns nicht missverstehen.  

Ich möchte noch einige weitere Fragen anschließen, weil wir über aktive und weniger 
aktive Kreise bzw. kreisfreie Städte reden, die sich daran versuchen, die Gefahr zu 
bannen, wie wir es im Titel unserer Berichtsanfrage formuliert haben. So geht etwa der 
Kreis Heinsberg mutig voran. Bei dieser Ersatzvornahme kann man vermuten, dass 
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die Kosten beim Träger dieser Maßnahme, also beim Kreis, hängenbleiben. Ist das so 
oder ist es denkbar, dass das Land einspringt?  

Ich komme in dem Zusammenhang auch zu der Frage, inwiefern das Land bzw. das 
Ministerium sich an der Umsetzung der Schadensbeseitigung beteiligt. Das betrifft zum 
einen das Finanzielle und zum anderen, dass man mit der Formulierung von Standards 
vorangeht. Wenn Heinsberg sehr schnell ist, abräumt, den Boden reinigt und andere 
Kreise wesentlich defensiver unterwegs sind, dann ist das eine ziemliche Ungleichbe-
handlung verschiedener Gebietskörperschaften. 

Diese liegt fraglos nicht in der Verantwortung des Ministeriums. Letzteres könnte je-
doch versuchen, durch Koordination oder Know-how beispielsweise beim LANUK ei-
nen Standard zu setzen, sodass es nicht einem Kreis eine Sanierung de luxe gibt, in 
einem anderen aus welchen Gründen auch immer aber nicht und nur eine Plane dar-
über gelegt wird – das ist absichtlich salopp formuliert; bitte nicht missverstehen. Ist 
ein solches Vorweggehen des Ministeriums denkbar? Planen Sie so etwas?  

Damit geht auch die Frage einher, ob im Rahmen der Bodenschutz- und Altlastenför-
derrichtlinie eine Möglichkeit bestände, eine Finanzierung dieser Geschichten sicher-
zustellen. Ist das angedacht? Wird das gemacht? Gibt es dazu vielleicht sogar schon 
Gespräche mit einem Kreis oder einer zuständigen kreisfreien Stadt?  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Herr Schneider, erst einmal haben wir klare Zu-
ständigkeiten. Die zuständigen Behörden sind in der Regel bei den Kreisen oder kreis-
freien Städten angesiedelt. Sie sind die Herren des Verfahrens und entscheiden, wie 
vorgegangen wird. Trotzdem sind wir an allen Stellen immer unterwegs, geben Hin-
weise und beraten. Das findet statt. Wir können aber nicht par ordre du mufti sagen: 
Das hat so und nicht anders zu erfolgen. Das kann Herr Schroers in Kenntnis der 
konkreten Fälle sicherlich noch detaillierter darlegen.  

Zu der Frage, wer am Ende was finanziert. Unser Ziel ist es, diejenigen zur Verantwor-
tung zu ziehen, die das Ganze verursacht haben. Unter anderem aus diesem Grund 
haben wir die ZEUK eingerichtet und betreiben die Ermittlungen, damit nämlich dieje-
nigen, die hier wirtschaftliche Gewinne erzielt haben – diese scheinen in dem einen 
oder anderen Fall auch nicht unerheblich zu sein –, für die Schäden aufkommen.  

Ansonsten bestehen meiner Meinung nach klare gesetzliche Regelungen darüber, wie 
Ersatzmaßnahmen finanziert werden. Aber selbstverständlich sind wir immer behilf-
lich, wenn es nötig sein sollte – das ist überhaupt keine Frage –, und erst recht, wenn 
es dann darum geht, die Entstehung weiterer Schäden zu verhindern. Zu den Einzel-
heiten kann Herr Schroers vermutlich mehr sagen.  

RB’r Stefan Schroers (MUNV): Es werden Fälle in Ersatzvornahme behandelt, wie zum 
Beispiel der bereits veröffentlichte Fall aus Selfkant-Tüddern im Kreis Heinsberg. Dort 
laufen Maßnahmen in Ersatzvornahme, weil der Verpflichtete der Aufforderung durch den 
Kreis erst einmal nicht nachgekommen war, aber trotzdem gehandelt werden muss. So 
wird die Abdichtung erstellt und später dann die Entsorgung des Materials vorgenommen. 
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Dies muss der Kreis zunächst finanzieren, dann aber versuchen, die Mittel vom Ver-
pflichteten zurückzubekommen, wie es in solchen Fallgestaltungen üblich ist. 

Es besteht bei Gefahrenermittlungen und auch Gefahrenabwehrmaßnahmen grund-
sätzlich die Möglichkeit der Förderung über die Bodenschutz- und Altlastenförderricht-
linie. Es muss aber in jedem Einzelfall geprüft werden, ob die Fördervoraussetzungen 
wirklich vorliegen und das Prüfergebnis dann dazu führt, dass eine Förderung des 
Kreises bzw. der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes möglich ist. Das ist eine 
Einzelfallentscheidung, wäre aber vom Prinzip her möglich.  

René Schneider (SPD): Ich nehme direkt darauf Bezug, Herr Schroers. Ist das für den 
Kreis Heinsberg schon geprüft worden?  

Auf meinem digitalen Blöckchen steht noch eine abschließende Frage: Läuft irgendwo 
bei Ihnen eine Uhr mit, die festhält, was die ganze Befassung mit dem Thema schon 
gekostet hat? Irgendwann würden wir uns das Geld vielleicht auch gerne bei irgend-
wem zurückholen. Kann man schon beziffern, was es den Steuerzahler bzw. das Mi-
nisterium bislang gekostet hat? 

RB’r Stefan Schroers (MUNV): Zu der ersten Frage. Bislang liegt kein Antrag vor. 
Zunächst muss der Antrag bei der Bezirksregierung gestellt werden. Dann wird es 
dazu entsprechende Prüfungen geben. 

Was das insgesamt gekostet hat, kann im Moment noch nicht seriös beziffert werden. 
Es ist erst einmal Sache der Kreise, die Kosten zu ermitteln. Bei manchen Standorten 
ist man da auch noch im Ablauf. In einem Fall im Kreis Heinsberg werden die Kosten 
für die Entsorgung auf ca. 6 Millionen Euro geschätzt. Das haben wir im Bericht der 
Landesregierung an den Landtag auch veröffentlicht. Jeder Kreis muss die bei ihm 
entstehenden Kosten zunächst einmal ermitteln und beziffern. Das ist aber im Moment 
noch alles in der Entstehung, in der Prüfung und wird dann natürlich am Ende insge-
samt bilanziert werden können.  
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11 Herbst der Entscheidungen: Passt die Landesregierung ihre LEADER-Regeln 

doch an? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 2]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4626 

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 
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12 Lebensmittelkontrollen in NRW – Wie schützt die Landesregierung Ver-

braucherinnen und Verbraucher? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD 
[siehe Anlage 3]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4624  

René Schneider (SPD) fragt, warum seit 2021 keine Abfragen mehr durchgeführt wer-
den könnten. Er vermute dies habe mit der Coronapandemie und der jüngsten Neu-
ordnung des Ministeriums zu tun, wünsche jedoch eine Auskunft dazu. Zudem würde 
er gerne wissen, wie in den vergangenen Jahren das Erreichen der Kontrollziele den-
noch sichergestellt bzw. nachvollzogen worden sei? 

Im Frühjahr 2026 solle die Abfrage durch das Ministerium für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz wieder angestoßen werden und in Folge auch wieder jährlich erfolgen. 
Er würde gern erfahren, ab wann das Ministerium voraussichtlich wieder über eine 
solide Datenbasis verfügen werde, um dokumentieren zu können, dass Lebensmittel-
kontrollen nach Plan erfolgten. Schließlich müsse alles zunächst wieder hochgefahren 
werden, und die Datenspeicher würden erst ab einem gewissen Zeitpunkt wieder voll-
laufen, sodass man auch wieder ein wirklich realistisches Bild der Lage erhalte. 

StS Dr. Martin Berges (MLV) stellt klar, die Bürgerinnen und Bürger könnten sich sehr 
wohl auf eine sehr gut aufgestellte und sichere Lebensmittelkontrolle in Nordrhein-
Westfalen verlassen. Die Aufgaben der Lebensmittelkontrolle würden in den Kreisen, 
in den kreisfreien Städten und auch in der Städteregion Aachen in eigener Verantwor-
tung der Kommunen wahrgenommen. Sie seien diesen als Pflichtaufgabe zur Erfüllung 
nach Weisung übertragen worden. Das Land unterstütze die Kommunen dabei, dieser 
Aufgabe gut nachzukommen.  

In ihrem Bericht habe die Landesregierung dargestellt, dass aktuell keine Informatio-
nen zu den durchgeführten Kontrollen abgefragt und auch nicht automatisiert vorgelegt 
würden, weil sowohl die Datensysteme bzw. die Datengrundlage als auch die AVV 
RÜb, die Verwaltungsvorschrift Rahmen-Überwachung, angepasst worden seien. 
Diese Anpassung betreffe das Land und die Kommunen, und es beständen klare Re-
gelungen für den Fall, dass solche Änderungen vorgenommen würden.  

Das MLV habe die Kommunen angesichts dieser Situation nicht gebeten, aufwendige 
Erfassungen und Dokumentationen zu erstellen. Dieses Entgegenkommen habe er für 
geboten gehalten, zumal den Kommunen nicht die notwendigen Werkzeuge zur Ver-
fügung gestanden hätten. Die Landesregierung halte die risikoorientierte Kontrolle von 
Betrieben und Probenahmen durch die zuständigen Behörden zum Schutz der Ver-
braucherinnen und Verbraucher vor Gesundheitsgefahren und Irreführung jedoch für 
ausgesprochen wichtige Aufgaben.  

Seit Oktober 2025 beständen nun wieder die technischen Voraussetzungen dafür, die 
Daten zu den Kontrollen von Betrieben zu erheben, auszuwerten und zusammenzu-
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führen. Die Datenabfrage für 2025 werde im Folgejahr angestoßen. Die Landesregie-
rung werde berichten, sobald die Daten zur Verfügung ständen. Dies gelte auch für die 
darauffolgenden Jahre, in denen jeweils eine jährliche, automatisierte Datenabfrage 
erfolgen werde. Die Daten würden dann auf Richtigkeit bzw. Plausibilität geprüft und 
landesweit ausgewertet. Auch die Landesregierung benötige Klarheit.  

Die Fachrechtskontrollen und die Begleitung durch das LAVE hätten jedoch unabhän-
gig von der Datenabfrage stattgefunden. Die Kollegen bewegten sich vor Ort und stän-
den im stetigen Austausch mit den Lebensmittelkontrolleuren der Kommunen. 

In der Berichtsanfrage sei die Anzahl der amtlichen Lebensmittelkontrolleure ange-
sprochen worden. In Nordrhein-Westfalen ständen 750 Vollzeitäquivalente als Über-
wachungspersonal zur Verfügung, und damit 6 % mehr als 2019. Zwar gebe es, wie 
in dem in der Berichtsanfrage zitierten Fernsehbeitrag dargestellt, noch offene Stellen. 
Dies sei jedoch dem an vielen Stellen verbreiteten Phänomen des Fachkräftemangels 
geschuldet. Die Personalhoheit liege zudem bei den Kommunen. Das Land unter-
stütze diese unter anderem bei der Ausbildung der Lebensmittelkontrolleure.  

Lebensmittelskandale seien in den vergangenen 15 Jahren nicht wirklich vorgekom-
men. Dabei handele es sich um einen Verdienst vieler, also sowohl der Betriebe bzw. 
der Unternehmer als auch der gut aufgestellten Lebensmittelkontrolle, die die Kommu-
nen in eigener Zuständigkeit durchführten. Das Land veröffentliche auf dem Portal le-
bensmitteltransparenz.nrw.de, was bei den entsprechenden Kontrollen passiert sei 
und ob es Abweichungen von Standards gegeben habe.  

Die Seite „Lebensmittelwarnung“ werde gemeinsam mit dem Bundesamt für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit sowie den übrigen Bundesländern betrieben. 
Dort würden gut sichtbar alle Fälle dargestellt, in denen Verzehr- und Verwendungs-
warnungen ausgesprochen bzw. Rückrufe gestartet würden. Insgesamt sei ein sehr 
gut aufgestelltes Verfahren etabliert.  

Im nächsten Jahr würden dann auch wieder Zahlen dazu geliefert, inwieweit die Plan-
kontrollen auch tatsächlich durchgeführt worden seien. Aus Sicht der Landesregierung 
bestehe jedoch im Moment kein Vollzugsdefizit. 

Norwich Rüße (GRÜNE) bezeichnet den Stellenzuwachs um 6 % innerhalb von fünf 
Jahren als sehr erfreulich. Dennoch bleibe die Personalsituation ein begrenzender 
Faktor. Für umso wichtiger halte er es, genau zu überlegen, mit welchen Schwerpunk-
ten kontrolliert werde und welche Vorgaben jeweils gälten.  

Der jüngste Fall in einem Düsseldorfer Restaurant lasse es nutzbringend erscheinen, 
ähnliche Kontrollen zu intensivieren. Weniger sinnvoll erscheine es ihm, sämtliche Pa-
ckungen Fleischwurst der Discounter zu beproben, weil deren Systeme seines Erach-
tens bereits sehr gut funktionierten. Er würde gern erfahren, welchen Anteil Kontrollen 
in der Gastronomie an der Gesamtzahl der Kontrollen ausmachten.  

Er würde es begrüßen, wenn Restaurantkunden sich vor dem Besuch informieren 
könnten, wie das gewählte Lokal in hygienischer Sicht dastehe. In welcher Form er sich 
diese Information wünsche, sei bekannt. Die Landesregierung setze auf die genannten 
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Portale, zu denen jedoch keine Zugriffszahlen ermittelt würden. Um die Bedeutung der 
Portale „Lebensmitteltransparenz“ und „Lebensmittelwarnung“ einschätzen zu kön-
nen, halte er es jedoch für notwendig, zu wissen, ob und wie diese wahrgenommen 
würden. Handelte es sich bei 18 Millionen Menschen in NRW etwa nur um 1.000 Zu-
griffe im Monat, erschiene ihm das beispielsweise als zu gering. 

René Schneider (SPD) äußert Verständnis für die Umstellung der Technik und der Da-
tenbasis. Den Blindflug in den vergangenen vier Jahren halte er dennoch für nicht nach-
vollziehbar, wenngleich er zugestehe, dass die Verwaltung nichtsdestotrotz nicht ta-
tenlos geblieben sei.  

Die von der grünen Fraktion angesprochenen Onlineportale hätten auch ihm bis zu 
dem jüngsten Skandal um den Düsseldorfer Imbiss nichts gesagt. Einigen Influencern 
zufolge, die sich in dem betroffenen Lokal den Magen verdorben hätten, würden die 
Einträge erst mit einiger Verzögerung online gestellt. Wenn dort nur Meldungen von 
vor sechs Monaten auftauchten, könne auch dies gegebenenfalls geringe Zugriffszah-
len erklären. Im Internet würden aktuellere Informationen erwartet. Er würde gern er-
fahren, wie die Landesregierung dies verbessern und Latenzzeiten reduzieren wolle.  

Zudem interessiere ihn, mit welchem Modell sie Verbraucher künftig schützen wolle. 
Er favorisiere dasselbe System wie sein grüner Vorredner. Dessen Verweis auf das 
Portal „Lebensmittelwarnung“ führe dagegen etwas in die Irre. Es gehe heute um Res-
taurants. Das genannte Portal informiere über Lebensmittel und gerade nicht darüber, 
ob der Imbiss um die Ecke gerade ein Salmonellenproblem habe. 

StS Dr. Martin Berges (MLV) stellt klar, dass ein Imbiss mit akutem Salmonellenprob-
lem ohnehin zunächst geschlossen und erst nach einer Nachkontrolle wieder geöffnet 
werde.  

Der Verbraucherschutz erfolge in einem Zusammenspiel aus unternehmerischer Ver-
antwortung, den Ausbildungs- und die Dokumentationspflichten der Unternehmer, den 
HACCP-Vorgaben für die Verarbeitung und Herausgabe von Lebensmitteln sowie der 
risikobasierten Überwachung. Bei Letzterer bestehe die Schwierigkeit darin, bei der 
Vielzahl von lebensmittelherausgebenden Betrieben die richtigen zu treffen.  

Tatsächlich finde sich auf dem Portal unter www.lebensmittelwarnung.de keine Infor-
mation dazu, weil dort nur Rückrufe vermerkt seien, wobei er die Bereitstellung dieser 
Informationen ebenfalls für wichtig halte.  

Die Kontrollabweichungen fänden sich auf den Seiten des LAVE. Dabei handele es 
sich seiner Ansicht nach schon um ein transparentes System, über das Verbraucher 
sich darüber informieren könnten, wo kontrolliert worden sei und welche Auffälligkeiten 
dort gefunden worden seien. Das System setze Bundesrecht um, das auch vorgebe, 
wann die Daten dort zur Verfügung gestellt würden.  

Der Sprecher der grünen Fraktion habe überdies gefragt, wie die zu kontrollierenden 
Betriebe identifiziert würden und wie das Verfahren gemäß AVV RÜb ablaufe. Dies 
könnten die Mitarbeiter des Ministeriums jedoch genauer beantworten. 
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MDgt Michael Hülsenbusch (MLV) merkt an, auch das Ministerium finde es keines-
falls gut, dass es die bewährte Abfrage bei den Kommunen jahrelang nicht habe durch-
führen können. Dies habe nicht, wie vom Sprecher der SPD-Fraktion vermutet, mit der 
Neuordnung des Ministeriums zu tun, sondern mit zwingenden Gründen von überge-
ordneter Qualität.  

Während der durch die Coronapandemie bedingten Krise wären einige Betriebe ge-
schlossen geblieben und das Personal der Kommunalbehörden habe in bestimmten Be-
reichen gar nicht mehr tätig werden können, sondern sei flächendeckend im Gesund-
heitsschutz eingesetzt worden. In jener seines Erachtens schlimmen Zeit habe sich eine 
Erhebung im Bereich der Lebensmittelüberwachung schlicht verboten.  

Die Novellierung der ursprünglich aus dem Jahr 2007 stammenden, nicht mehr zeitge-
mäßen AVV RÜb habe die materiellen Grundlagen der Lebensmittelüberwachung ver-
ändert. Die Fachgremien hätten lange mit dem Bund beraten, um neue verpflichtend 
einzuhaltende Kontrollfrequenzen festzulegen und die Risikobewertung insgesamt 
neu zu konfigurieren. Dieser Systemneustart habe letztlich alle Kommunen betroffen.  

Gleichzeitig sei die bundesweit zur Organisation der Lebensmittelüberwachung einge-
setzte Software grundlegend umgestellt worden, und zwar von BALVI iP1 auf BALVI iP2. 
Bei zugleich veränderten Datenkatalogen habe es sich um eine Herkulesaufgabe ge-
handelt, die erst im Oktober 2025 vollständig habe abgewickelt werden können. Aus 
all diesen Gründen könne erst seit diesem Monat wieder richtig erfasst werden.  

Die Nichtverfügbarkeit der Daten bedeute jedoch nicht, dass die Lebensmittelüberwa-
chung nicht gut funktioniert hätte. Auffälligkeiten kämen immer vor. Der Fall in Düssel-
dorf steche ob seiner Größe und seines Umfang sicherlich heraus. Dem Bericht der 
Stadt Düsseldorf zufolge habe die Lebensmittelüberwachung jedoch sehr schnell reagiert. 
Am 28. Oktober 2025 um 8.20 Uhr sei eine Meldung des Gesundheitsamtes über eine 
Häufung von Erkrankungsfällen eingegangen. Weil die Anamnese des Gesundheitsam-
tes ergab, dass viele der Patienten Tage zuvor in dem fraglichen Lokal gegessen hätten, 
sei dieses um 9.45 Uhr besucht und anschließend sofort geschlossen worden.  

Dass es vorher nicht entdeckt worden sei, liege daran, dass Betriebe zwar im Rahmen 
der Risikoüberwachung regelmäßig überprüft würden, dies jedoch in bestimmten Ab-
ständen stattfinde. Ein Salmonellengeschehen könne auch bei der besten Lebensmit-
telüberwachung nicht Monate zuvor erahnt werden. Der Fall sei jedoch ordnungsge-
mäß abgearbeitet worden.  

Zugriffe auf die Webadresse www.lebensmitteltransparenz.nrw.de würden tatsächlich 
nicht erfasst. Dies könne erwogen werden, er stelle jedoch infrage, welche Aussage-
kraft solche Zugriffszahlen hätten. Fielen diese niedrig aus, könne dies auch für ein 
geringes Interesse der Menschen sprechen, oder dafür, dass Kunden eher anderen 
Kriterien vertrauten. Die Verzögerung der Einstellung bestimmter Informationen auf 
dem Portal müsse jedoch verringert werden. Für den Düsseldorfer Fall lägen ihm dazu 
keine Informationen vor. Üblicherweise seien die Behörden gehalten, die Informatio-
nen so schnell wie möglich dort einzustellen. Er werde den Hinweis gern mitnehmen 
und die Einstellzeiten überprüfen.  
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13 Verschiedenes  

hier: Terminierung der Anhörung zu dem Antrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/15916 „Gefahr für Mensch und Umwelt bekämpfen – 
Nordrhein-Westfalen braucht wirksame Rattenbekämpfung“ 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill informiert, gemäß einer Vereinbarung der Obleute finde 
die Anhörung am 9. Februar 2026 um 11 Uhr statt. 

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 

3 Anlagen 
12.01.2026/23.01.2026 
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Düsseldorf, 25. November 2025

„Gefahr erkannt, aber ist die Gefahr auch gebannt? Was tut die Landesregierung, um 

Mensch und Natur im NRW-Giftmüllskandal zu schützen?“ – Bitte um einen schriftlichen 

Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses Umwelt, Landwirtschaft, Natur-

und Verbraucherschutz am 10. Dezember 2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

mehrfach hatte die SPD-Landtagsfraktion das Umweltministerium gebeten, eine Liste der 

Standorte zu veröffentlichen, die durch illegale Giftmüllverbringungen in Mitleidenschaft 

gezogen worden sind. Dies hatte Umweltminister Krischer stets abgelehnt mit dem 

Hinweis auf „laufende Ermittlungen“. Dadurch sah sich die SPD-Landtagsfraktion 

gezwungen, den Fall im Rechtsausschuss zu behandeln, wo das Justizministerium mit 

Drucksache vom 12. November 2025 einen Teil der ermittelten Standorte veröffentlicht 

hat. Wir wissen also nunmehr, dass an folgenden Orten ermittelt wird:

- drei Flächen im Kreis Heinsberg (Selfkant, Erkelenz und Wassenberg)

- eine Kiesgrube im Rossenrayer Feld in Kamp-Lintfort 

- eine Ablagerungsfläche an der Hedgestraße in Kamp-Lintfort 

- Golfplatz „Zeche Amalia“ in Bochum

- Baugrube im Hafenareal „Graf Bismarck“ in Gelsenkirchen

- Kreuzkrötenhabitat der Stadt Recklinghausen

Während an einigen Orten in Nordrhein-Westfalen die Überraschung über diese Neuigkeit 

groß ist, wurden staatliche Stellen anderorts wie im Kreis Heinsberg bereits tätig. Der 
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dortige Landrat ließ auf Kosten des Kreises einen Hotspot abdecken, damit Niederschläge 

keine giftigen Stoffe auswaschen können, die dadurch ins Grundwasser gelangen.1

Bei insgesamt bis zu einer Millionen Kubikmeter kontaminierter Böden ist damit zu 

rechnen, dass es auch anderswo an den einzelnen Standorten zu massiven Maßnahmen 

kommen muss, um Gefahren zu beseitigen. Diese Erwartung haben auch die Bürgerinnen 

und Bürger vor Ort. Im Gespräch und auch in sozialen Medien machen sie ihre Erwartungen 

deutlich: Alles, was Mensch und Natur belasten kann, gehört weg – egal wie hoch der 

Aufwand auch ist. Damit einher geht die Forderung, dass die Verursacher für diese Schäden 

und ihre Beseitigung gerade stehen.

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 10. Dezember 2025 zum Thema „„Gefahr erkannt, 

aber ist die Gefahr auch gebannt? Was tut die Landesregierung, um Mensch und Natur im 

NRW-Giftmüllskandal zu schützen?“

Der Bericht soll dabei u. a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Wie lautet das bisherige Ergebnis der von MUNV und MWIKE per Erlass 

angeordneten Gefahrermittlung an den o.g. Stellen, die von der 

Staatsanwaltschaft offiziell benannt wurden? Wir bitten hier um detaillierte 

Auskunft im Sinne der Bürgerinnen und Bürger.

2.2. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass von den kontaminierten Böden keine 

Gefahr für Mensch und Umwelt ausgeht? (Bitte für die benannten Standorte 

detailliert aufschlüsseln.)

3.3. Wie werden die Anwohnerinnen und Anwohner über die Situation aufgeklärt?

4.4. Wer haftet generell für die zur Gefahrenabwehr im o.g. Sinne angeordneten 

Maßnahmen?

5.5. Wer übernimmt diese Kosten für den Fall, dass bspw. aufgrund von Insolvenz 

niemand anderes haftbar gemacht werden kann?

6.6. Der Kreis Heinsberg ist bei der Beseitigung von illegal abgelagertem Material 

bereits in Vorleistung gegangen.2 Inwieweit sieht das Land vor, Kreise und 

Kreisfreie Städte mit Blick auf die angespannten Haushalte finanziell bei 

entsprechenden Maßnahmen zu unterstützen, insbesondere wenn kein 

Verursacher des Schadens mehr haftbar zu machen ist?

1 https://rp-online.de/nrw/staedte/kreis-heinsberg/wer-zahlt-fuer-den-umweltskandal-imim-kreis-heinsberg_aid-
137436719
2 https://rp-online.de/nrw/staedte/kreis-heinsberg/wer-zahlt-fuer-den-umweltskandal-imim-kreis-heinsberg_aid-
137436719
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7.7. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass landesweit einheitlich und unter 

hohen Standards bei der Gefahrbeseitigung vorgegangen wird – unabhängig 

von der Haushaltslage der Gebietskörperschaft?

8.8. Wie hoch sind die bislang ermittelten Kosten für die Beseitigung von Gefahren, 

die durch die illegal eingebrachten Böden entstehen?

9.9. Welche technischen Möglichkeiten bestehen zur Aufbereitung kontaminierter 

Bödern? Inwieweit prüft die Landesregirung entsprechende Möglichkeiten?

10. ImIm Falle einer nötigen Deponierung: Bestehen in NRW genug Kapazitäten für die 

in Rede stehenden belasteten Böden?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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Düsseldorf, 25. November 2025

Herbst der Entscheidungen: Passt die Landesregierung ihre LEADER-Regeln doch an?

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 10. Dezember 2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

bereits im Mai hat der Ausschuss für ländliche Räume über den Runderlass des Ministeriums für 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz zur „Dritten Änderung der Richtlinie über die Gewährung von 

Zuwendungen zur Förderung der Umsetzung regionaler Entwicklungsstrategien nach LEADER" vom 23. 

Januar 2025 diskutiert. Hintergrund war die darin geregelte Anpassung von Punkt Nummer 4.2 der 

Förderrichtlinie. Demnach müssen geförderte Projekte, „sofern es sich nicht um eine gewerbliche oder auf 

Gewinnerzielung abzielende Maßnahme handelt, uneingeschränkt öffentlich zugänglich beziehungsweise 

nutzbar sein"1. Die SPD-Fraktion stellte damals eine Reihe an Fragen zu diesen Regelungen. Denn aus der 

Praxis war zu vernehmen, dass dies die Antragsstellung und Genehmigung von eigentlich etablierten 

Projekten erschwert. Das Ministerium berichtete im Mai wiederum von breiter Akzeptanz für die neue 

Regelung.2

Und tatsächlich scheint das Stimmungsbild zum Runderlass und die damit verbundenen neuen 

Zuwendungsvoraussetzungen durchaus gemischt. Umso gespannter war die Herbstsitzung des LEADER-

Arbeitskreises erwartet worden. Diese fand am 5. November 2025 statt.3 Dem Vernehmen nach sollte hier 

nach entsprechender Verständigung mit dem MLV die Anwendung bzw. Auswirkung des Runderlasses in 

der regionalen Praxis bewertet werden.

1

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&gld_nr=7&ugl_nr=7817&bes_id=34405&menu=0

&sg=0&aufgehoben=N&keyword=leader#det0
2 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-3828.pdf
3 https://www.ennepe-zukunft-

ruhr.de/aktuelles/#:~:text=LEADER%2DNRW%2DHerbsttagung,Austausch%20und%20das%20tolle%20Net

zwerken.
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Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zur 

Sitzung des Ausschusses am 1010. Dezember 2025 zum Thema: „Herbst der Entscheidungen: Passt die 

Landesregierung ihre LEADER-Regeln doch an?“

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Was hat der LEADER-Arbeitskreis dem MLV mit Blick auf die aktuelle Erlasslage bei der 

Kleinprojektförderung gespiegelt? Gibt es Anpassungswünsche bei den 

Zuwendungsvoraussetzungen – insbesondere bei der in Rede stehenden Regelung unter Nummer 

4.2?

2.2. Inwieweit sieht das MLV inzwischen eine Anpassung des Runderlasses und damit der geltenden 

Zuwendungsvoraussetzungen vor?

3.3. Welche Projekte sind der Landesregierung bekannt, die aufgrund des Runderlasses aus der 

Förderung gefallen sind? Wie viele Projekte wurden aufgrund der benannten Richtlinie von den 

LEADER-Büros erst gar nicht in die Prüfung aufgenommen, sondern als formal nicht-förderfähig 

zurückgewiesen?

4.4. Inwieweit haben direkte Gespräche zwischen dem MLV und solchen Projektträgern stattgefunden, 

die nach eigenem Bekunden durch den Runderlass vom 23. Januar aus der Förderung gefallen sind?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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Düsseldorf, 25. November 2025

„Lebensmittelkontrollen in NRW – Wie schützt die Landesregierung Verbraucherinnen und 

Verbraucher?“ – Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 

Ausschusses Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz am 10. Dezember

2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

eine Recherche des Magazins Westpol vom 14. November 2025 zeigt, dass in 48 Prozent 

der kommunalen Überwachungsämter Lebensmittelkontrolleure fehlen.1 Besonders in 

Großstädten ist das Personalproblem demnach gravierend. Nicht zuletzt verdeutlicht die 

Schließung eines Gastronomiebetriebs in Düsseldorf wegen massiver Verstöße gegen 

Hygieneregeln, die zu zahlreichen Lebensmittelvergiftungen geführt haben, die 

Notwendigkeit einer funktionierenden Lebensmittelüberwachung.

Neuere Zahlen weisen darauf hin, dass nach der Corona-Pandemie die Zahl der Verstöße 

gestiegen sind. So wurden in Düsseldorf im Jahr 2024 bei 1.500 von 4.000 durchgeführten 

Kontrollen „gravierende Mängel“ festgestellt. 2

InInsgesamt ist in NRW die Anzahl der Verstöße im Jahr 2023 um 25 Prozent gegenüber dem 

Vorjahr gestiegen.

1 https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/lebensmittelkontrolleure-fehlen-nrw-100.html
2 https://rp-online.de/nrw/staedte/duesseldorf/duesseldorf-hygieneverstoesse-inin-gastronomie-und-restaurants-
erreichen-hoechstwert_aid-139194395
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Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 10. Dezember 2025 zum Thema 

„Lebensmittelkontrollen in NRW – Wie schützt die Landesregierung Verbraucherinnen und 

Verbraucher?“

Der Bericht soll dabei u. a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Wie ist der aktuelle Stand bei der Erfüllung der Plankontrollen? – Bitte 

aufschlüsseln nach Kommunen.

2.2. Wie hat sich die Kontrollintensität (Plan- und Anlasskontrollen) in den letzten 

fünf Jahren entwickelt? (Bitte aufschlüsseln nach Kommunen)

3.3. Wie will die Landesregierung trotz Personalproblemenen und Finanzierungslücken 

in Zukunft eine sichere und umfassende Lebensmittelkontrolle sicherstellen?

4.4. Wie haben sich di Zugriffszahlen auf das Portal lebensmitteltransparenz.nrw seit 

Veröffentlichung der Website entwickelt?

5.5. Wie will die Landesregierung dafür sorgen, dass die wichtigen Informationen 

über meldepflichtige Hygieneverstöße in der Gastronomie Verbraucherinnen 

und Verbraucher in Zukunft rechtzeitig erreichen?

6.6. Plant die Landesregierung die Hygiene-Ampel, die 2017 abgeschafft worden ist, 

wieder einzuführen? Welche alternativen Konzepte prüft die Landesregierung?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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